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Das Lager und die Endeten 


„Das „Lager der nationalen Einigung“ ift zur Zeit noch im organiſato⸗ 
riſchen Aufbau begriffen. Oberſt Koc hat in der Perſon des Oberſten Ko walewſki 
einen Stellvertreter oder, wie er ſich nennt: einen Stabschef erhalten. Zum Leiter des 
ſtädtiſchen Sektors des Lagers wurde der Warſchauer Stadtpräſident Starzynſki, 
zu dem des dörflichen Sektors General Galica ernannt. Auf die Bildung beſonderer 
Jugendgruppen hat das Lager, wenigſtens vorläufig, verzichtet. Die angeblich ſehr zahl⸗ 
reich eingelaufenen Einzel- und Sammelanmeldungen werden zur Zeit noch geſichtet. Der 
Ausbau des Lagers iſt noch nicht fo weit gediehen, daß es zu einer merklichen Klärung 
der inter politifeher Lage Polens hätte beitragen können. en die in letzter > 1 
gegebenen zuſätzlichen programmatiſchen Erklärungen find für eine 
ſolche Klärung nur in beſchränktem Maße geeignet geweſen. 

Zunächſt fällt es auf, daß die führenden Männer des Lagers den größten Wert darauf 
legen, vor der Oeffentlichkeit jeden Zuſammenhang des neuen Lagers mit 
dem alten „Unparteilichen Block für die Zuſammenarbeit mit 
der Regierung“ zu leugnen. Sie ſprechen febr gern von der erwieſenen Un 
fähigkeit dieſes Blockes, eine Brücke zwiſchen Volksgemeinſchaft und Regierung zu 
en und ſie betonen mit Nachdruck, daß die Leute, die ſich als Führer des Blockes 
unpopulär gemacht baben, keine Gelegenheit haben werden, im neuen Lager wiederum 
eine 1 8 19 zu 5 Das Lager, hat es in einer der programmatiſchen Erklä⸗ 
rungen 3. B. gedeißen, lege beſonderen Wert auf ſolche Mitglieder, die Feine 
polit A 955 e ; gangenheit haben. Von demfelben Beſtreben, das Lager als 
etwas vollig tene erſcheinen zu laſſen, ſind auch die Erklärungen diktiert, die ſich mit 
dem Verhältnis aus derzeitigen Regierung befaſſen. Ausdrücklich wird feſtgeſtellt, daß 
N oem eege Reset Regierung von einer gegenſeitigen 
2 ängigkeit Feine Kede fein könne, und daß das Lager keine Expoſitur 
der gegenwärtigen Regierung darſtelle. Vielmehr wird betont, daß das Lager den Ehr⸗ 
Rn babe, von fie aus eine neue Regierung zu ie Es wird 1 5 
dings nicht geſagt, wie diefe Regierung einmal ausſehen fol. Nur fo viel ſteht feft, daß 
ihre ideelle Grundlage die — allerdings recht dehnbare — Erklärung des Oberſten Kor 
vom 21. Februar d. J. und ar 85051955 Bafis die Verfaſſung von 1935 fein foll. Aber, 
ſo wird gleichzeitig betont, Fr ah ordnung fei nicht die Verfaſſung, und nichts ſtehe 
dem in der Volksgemeinſchaft allgemein verbreiteten Wunſche entgegen, zu gegebener 
Zeit auf Grund einer neuen Wahlordnung eine neue Volks⸗ 
vertretung zu wählen. Denn weder in der Periode von 1919 bis 1926 noch 
in der Nachmaiperiode habe der Seim die in ihn geſetzten Hoffnungen zu erfüllen ver- 
mocht, und auch die zur Zeit noch geltende Wahlordnung habe die in fie geſetzten Hoff⸗ 
nungen in keiner Weiſe erfüllt. 

Vorausgeſetzt, daß dieſe Aeußerungen über die Wahlordnung von den leitenden 
Männern des neuen Lagers wirklich ernſt gemeint ſind (was man nicht ohne weiteres zu 
bejahen vermag), beſteht in dieſer Frage allerdings ein Gegenſatz zwiſchen dem Lager 
und der Regierung, in der wohl nach wie vor die Meinung vorherrſchen dürfte, daß der 
gegenwärtige, die Volksgemeinſchaft unbefriedigende Zuſtand im Vergleich zu der beun- 


161 


ruhigenden Unſicherheit, die Neuwahlen auf demokratiſcher Baſis hervorrufen müßten, 
für Polen zur Zeit das kleinere Uebel darſtellt. Im übrigen läßt fidh die von Koc und 
Kowalewſki betonte Unabhängigkeit des Lagers von der Begierana nur ſchwer mit der 
Tatſache vereinbaren, daß die beiden für die Regierung maßgebenden Faktoren, der 
Staatspräſident Moscicki und der Marſchall Rydz⸗Smigly, die Bildung des 
Lagers mit ihrer Autorität unterſtützt und das Kocſche Programm ausdrücklich als ihrer 
Anſchauung entſprechend im vorhinein anerkannt haben. Dieſe offenſichtliche 
Doppelgleiſigkeit läßt ſich am beſten wohl dadurch erklären, 
daß die n Männer der gegenwärtigen Regierung Wert 
darauf legen, durch einen eventuellen Mißerfolg des neuen 
Lagers nicht belaſtet zu werden. 

Dieſer Wunſch, nicht belaſtet zu werden, gilt vermutlich vor allem auch in 
bezug auf die Bemerkungen, die Oberſt Kowalewski am 20. April vor der polniſchen 
Preſſe über die Einſtellung des Lagers zur Judenfrage gemacht hat. 
Es iſt nicht ganz leicht, aus den begrifflich wenig exakten Ausführungen zu einer end⸗ 
gültigen Klarheit über die Haltung des Lagers zu kommen. Die Begriffe Volk, Raſſe, 
objektive Merkmale und Volkstumsbekenntnis gehen noch etwas ungeklärt durcheinander. 
Immerhin kann man feſtſtellen, daß fih das Lager im Prinzip gegen die Juden 
feſtgelegt hat. Oberſt Kowalewſki hat u. a. erklärt, daß das Lager eine durchaus 
polniſche Angelegenheit iſt, daß es in ihmalſo keinen Platz für Nichtpolen 
gibt. Und er hat weiter erklärt, daß eine Perſon moſaiſcher Konfeſſion 
und jüdiſcher Abſtammung auch dann dem Lager nicht angehören 
kann, wenn ſie ſich ſelber zum polniſchen Volkstum bekennt. 
Doch hat es den Anſchein, daß von dieſer grundſätzlichen Fernhaltung des jüdiſchen 
Elementes vom Lager in den Fällen, in denen beſondere Verdienſte für 
Polen vorliegen, auch in bezug auf die Juden Ausnahmen gemacht werden ſollen. 
Was unter „beſondere Verdienſte“ verſtanden wird, ſteht noch nicht feft. Für die Maffe 
der jüdiſchen Bevölkerung aber gilt das grundſätzliche Bekenntnis zum Anti- 
ſemitismus, das Oberſt Kowalewski im Namen des Lagers abgelegt hat: Die 
jüdiſche Frage wird als eine der wichtigſten inneren Angelegenheiten Polens bezeichnet; 
es muß verſucht werden, diefe Frage durch die tatkräftige Förderung der Auss 
wanderung des jüdiſchen Elementes zu löſen; da die Löſung der jüdiſchen 
Frage auf dieſem Wege aber geraume Zeit in Anſpruch zu nehmen verſpricht, muß 
Polen ſchon jetzt danach ſtreben, in Handwerk, Induſtrie und 
Handel das jüdiſche durch das polniſche Element zu erſetzen. 

Von der polniſchen Preſſe ift mit Recht feſtgeſtellt worden, daß diefe programmatifche 
Erklärung des Lagers zur jüdiſchen Frage (trotz der Vorbehalte und Unklarheiten, die 
fie noch immer enthält), eine l[leber nahme nationaldemokratiſcher 
Forderungen bedeutet, wie überhaupt alles, was in letzter Zeit in innerpolitiſcher 
Hinſicht von Lager und Regierung geſagt und getan worden iſt, als eine raſch fort— 
ſchreitende Annäherung der zum alten Pilſudſkilager gehörenden, regierenden Kreiſe an 
die nationaldemokratiſchen und nationalradikalen Anſchauungen aufgefaßt werden muß. 
Die Durchſetzung der regierenden Kreiſe mit dem politiſchen 
Gedankengut der nationalen Oppoſition, der entſchiedendſten Gegnerin 
des Marſchalls Pilſudſki und feines Regierungsſyſtems, liegt heute bereits fo offen zu 
Tage, daß ſelbſt der Schlag, den die Regierung vor einiger Zeit gegen die rechtsradikalen 
Studentenorganiſationen mehrerer Hochſchulen geführt hat, kaum noch als ein ernſthafter 
Verſuch der Regierung, den Kampf mit dem Rechtsradikalismus aufzunehmen, hingeſtellt 
werden kann. Immer mehr verſtärkt ſich der Eindruck, daß es in dem Ringen um die 
Seele des polniſchen Volkes und ſpäter um die Macht im Staate, das ſeit mehr als drei 
Jahrzehnten zwiſchen der Dmowſkiſchen und der Pilſudſkiſchen Richtung beſteht, letzten 
Endes nicht der revolutionäre Sozialiſt, ſondern der bürgerliche Intellektuelle ſein wird, 
der den Sieg davontragen wird. Dieſe Wendung nach rechts wird zweifellos in dem 
Maße verſtärkt, in dem etwa mit den verkündeten antiſemitiſchen Grundſätzen des Lagers 
Ernſt gemacht wird. Denn eine judenfeindliche Verdrängungspolitik hat mit Gewißheit 
zur Folge, daß das Judentum innerpolitiſch nach links abgedrängt 
wird, daß es alſo die bolſchewiſtiſchen Tendenzen noch weiter verſtärkt, als es bisher 
ohnehin ſchon der Fall iſt. Gegen die Gefahr von links aber bedarf das Lager, wenn es 
Erfolg haben will, der Hilfe der nationalradikalen und nationaldemokratiſchen Kreiſe. Dr. K. 
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Die deutſche Schule in Oſtoberſchleſien 


Am 15. Juli d. I. tritt der Teil III des Gen fer Abkommens für Oberſchleſien 
außer Kraft. Dieſer Teil III enthält in den Artikeln 97 bis 133 die Beſtimmungen, auf 
denen das Schulweſen der deutſchen Volksgruppe des vom Deutſchen Reiche abgetrennten 
oberſchleſiſchen Gebietes aufgebaut iſt. Das bevorſtehende Außerkrafttreten dieſer Beſtim⸗ 
mungen gibt Anlaß, noch einmal einen Blick auf die Entwicklung zu werfen, 
die das deutſche Schulweſen Oſtoberſchleſiensſeit dem Inkraft⸗ 
kreten des Abkommens und vor allem im Laufe des letzten Jabr- 
zehntes, das im Zeichen Grazynſkis geftanden hat, durchgemacht hat. Das 
deutſche Schulweſen hat von Anfang an unter dem ſchärfſten Druck der polniſchen 
Behörden und unter dem organiſterten Terror der polniſchen Verbände geſtanden. Seine 
Entwicklung ift begleitet von einer ununterbrochenen Kette moraliſcher Erpreffungen, wirt⸗ 
ſchaftlicher Nötigungen, bürokratiſcher Winkelzüge, gebrochener Verſprechungen „und 
phyſiſcher Gewalktätigkeiten. Neben der erzwungenen Abwanderung deutſcher Bevölke⸗ 
rungsteile ſind es ausſchließlich dieſe Mittel, die den Rückgang des deutſchen Schulweſens 
in Oſtoberſchleſien herbeigeführt haben. 


Die öffentlichen Volksſchulen mit deutſcher Unterrichtsſprache 

Für das Schuljahr 1922/23, in dem das deutſche Schulweſen noch im erſten Aus⸗ 
bau begriffen war, ſind naturgemäß keine zuverläſſigen Zahlenangaben vorhanden. Es 
verdient aber in jedem Falle feſtgehalten zu werden, daß damals fa ft 30 000 Kinder 
zu den freilich erſt teilweiſe errichteten öffentlichen deutſchen Volksſchulen angemeldet 
worden ſind. Ihren tatſächlichen höchſten Stand haben die öffentlichen Minderheits⸗ 
volksſchulen in den Schuljahren 1925/26 bis 1927/28 erreicht. In dieſen drei Schuljahren 
haben über 20 000 Kinder die öffentlichen Schulen mit deutſcher Unterrichtsſprache 
beſucht; im Schuljahr 1926/27, an deſſen Beginn der Amtsantritt des Wojewoden 
Grazynſki fällt, find es 20 098 Kinder geweſen, die in 83 Schulen mit 382 Klaſſen 
von 364 Lehrern unterrichtet wurden. 10 Jahre ſpäter, im Schuljahr 1936/37, gibt 
es nur noch 40 6ffentliche Minderheitsvolksſchulen mit 160 Klaſſen, 
in denen nur noch 7629 Kinder von 160 Lehrern unterrichtet 
werden. Die Zahl der Schulen iſt alfo um mehr als die Hälfte, von 83 auf 40, die 
Zahl der Klaſſen noch ſtärker, von 382 auf 160, geſunken. Die Zahl der Kinder hat ſich 
gegenüber 1926/27 auf faſt ein Drittel, nämlich von 20 093 auf 7 629, und die Zahl der 
Lehrer von 364 auf 160 vermindert. 

Es iſt nicht bei dieſer zahlenmäßigen Schrumpfung des öffentlichen Minderheitsvolks⸗ 
ſchulweſens geblieben. Nicht Wird lc all Be daß dieſe Schulen in 
ihrem völkiſchen Charakter von Grund auf verfälſcht worden find. 
Im Schuljahr 19267 haben von den damals beſtehenden 83 Schulen dieſer Gattung 
immerhin noch 26 einen deutſchen Schulleiter gehabt; 10 Jahre ſpäter hat es nur noch 
2 deutſche Schulleiter gegeben. Und von den 1926/27 an den genannten Schulen 
unferrichtenden 364 Lehrern ſind immerhin 349 (= 85 v. H.) deutſcher Volkszugehörigkeit 
geweſen; 10 Jahre ſpäter befinden fih unter 160 Lehrern nur noch 68 
(= 43 v. H.) Deut ſche. Aus dieſen Zahlen läßt fih erſehen, daß die öffentlichen 
Minderheitsvolksſchulen, die in der polniſchen Statiſtik nach wie vor als „deutſche 
Schulen“ erſcheinen, weit davon entfernt find, den volkspolitiſchen und pädagogiſchen UAn- 
[prüchen zu genügen, die an deutſche Schulen geſtellt werden müſſen. Nicht nur der 
Geiſt, der von den polniſchen Lehrkräften in die Schulen hineingetragen worden iſt, 
iſt alles andere denn geeignet, die Kinder zu einer volksbewußten Haltung zu erziehen; 
fondern auch die deutſche Unterrichtsſprache iſt durchweg in einer ganzen Reihe 
von Fächern von der polniſchen Sprache verdrängt worden; und dort, wo ſie noch ange⸗ 
wandt wird, geſchieht das nicht ſelten wegen der mangelnden deutſchen Sprachkenntniſſe 
der nationalpolniſchen Lehrkräfte in einer dem deutſchen Sprachempfinden geradezu hohn⸗ 
ſprechenden Weiſe. 

Die höheren öffentlichen Minderheitsſchulen 


Ein beſonders trauriges Kapitel ſind die höheren öffentlichen Minderheitsſchulen 
geweſen. Man muß fagen: geweſen! Denn von dieſen Schulen ift heute fo 
gut wie gar nichts mehr übrig. Vom erſten Jahre ihres Beſtehens an, alfo 
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vom Schuljahr 1922/3, an haben die 6 damals vorhandenen höheren Minderheitsſchulen, 
die in Kattowitz und Königshütte beſtanden, einen unaufhaltſamen Rückgang ihrer 
Schülerzahl zu verzeichnen gehabt. Es hat ſich bei 4 von dieſen Gymnaſien nicht um 
ſelbſtändige Unterrichtsbetriebe, ſondern lediglich um deutſchſprachige Parallel⸗ 
l an polniſchen Schulen gehandelt, alſo um Einrichtungen von recht 
zweifelhaftem volkspolitiſchen Wert. Die Klaſſen find dann progreſſiv abgebaut worden. 
Im Jahre 1932 iſt die deutſche Abteilung des Städtiſchen Lyzeums in Königshütte und 
die deutſche Abteilung des Staatlichen Gymnaſiums in Kattowitz eingeſtellt worden. 1936 
hat man dann auch die deutſche Abteilung des Staatlichen Gymnaſiums in Königshütte 
und das Städtiſche Mädchengymnafium in Kattowitz aufgelöſt. Und mit dem Ende des 
Schuljahres 1936/37 verſchwinden ſchließlich auch die deutſche Abteilung des Staatlichen 
Gymnaſiums in Kattowitz und das Mathematiſch⸗naturwiſſenſchaftliche Gymnafium in 
Kattowitz, die zur Zeit zuſammen nur noch 28 Schüler zählen. Im Schuljahr 1926/7 
haben die genannten Schulen insgeſamt 1 503 Schüler gehabt. 


Die deutſchen Mittelſchulen 
Demſelben Schickſal ſind auch die beiden in Kattowitz im Jahre 1922 gegründeten 
Städtiſchen Mittelſchulen mit deutſcher Unterrichtsſprache, 
eine Knaben- und eine Mädchenſchule, verfallen. Ihre höchſte Schülerzahl haben diefe 
beiden Schulen in den Schuljahren 1925/26 und 1926/27 erreicht. Von dieſer Zeit an 
geht es ſtändig bergab, nicht nur mit der Schülerzahl, ſondern auch mit dem volks⸗ 
politiſchen und pädagogiſchen Wert. Der Unterrichtsplan dieſer den Bedürf⸗ 
niſſen des gewerblichen Mittelſtandes beſonders angepaßten Schulen iſt von den polniſchen 
Behörden Schritt für Schritt auf den Stand gewöhnlicher Volksſchulen 
herabgedrückt worden. Im Schuljahr 1936/37 find die beiden Schulen, die zu- 
ſammen nur noch 155 Schüler zählen, zuſammengelegt worden. 10 Jahre vorher 
haben fie 2 338 Schüler gehabt, die faft zu gleichen Teilen auf die Knaben: und die 
Mädchenſchule entfielen. 
Die deutſchen privaten Volksſchulen 
Je weniger ſich das öffentliche Minderheitsſchulweſen unter dem Druck der polniſchen 
Behörden als ausreichend erwies, den Forderungen der deutſchen Volksgruppe zu genügen, 
um fo mehr hat die Volksgruppe darauf bedacht fein müſſen, fih ein privates Schulweſen 
zu ſchaffen. Die unaufhörlichen Schwierigkeiten, die ihr dabei gemacht worden ſind, ſind 
zur Genüge bekannt. Die 18 privaten Volksſchulen, die vom Deutſchen Schul⸗ 
verein unterhalten werden, ſind nur ein Teil deſſen, was die deutſche Volksgruppe Oſt⸗ 
oberſchleſiens an Schulen dieſer Art in Wirklichkeit braucht. Deutſche private Volks⸗ 
ſchulen, die heute noch beſtehen, ſind entſtanden im Jahre 1922 in Emmagrube, Annagrube 
und Antonienhütte, 1923 in Pleß, Nikolai und Neudeck, 1924 in Koſchentin, 1925 in 
Lipine, 1930 in Anhalt, Gollaſſowitz und Emanuelſegen, 1932 in Hohenbirken und Rybnik, 
1934 in Kreuzdorf, Petrowitz, Tichau und Oberwilcza und 1935 in Chwallowitz. Die in 
Altdorf, Blücherſchächte und Buchatz gegründeten Schulen ſind wieder aufgelöſt worden. 
Von den zur Zeit beſtehenden 18 Schulen werden beſucht: eine von mehr als 300, fünf 
bon mehr als 200, fünf von mehr als 100, ſechs von mehr als 40 und eine von weniger 
Kindern. Vom Schuljahr 1922/23 mit 393 Kindern iſt der Beſuch dieſer deutſchen 
Schulen bis zum Schuljahr 1934/35 mit 2 749 Kindern beſtändig geſtiegen; ſeitdem geht 
die Zahl der Kinder zurück; ſie beträgt zur Zeit 2 643. 
Die deutſchen Privatgymnaſien 
Nach der Liquidierung der öffentlichen Gymnaften und Gymnaſialklaſſen mit deutſcher 
Unterrichtsſprache ſind die privaten deutſchen Gymnaſien die einzigen höheren 
Bildungsanſtalten, die die deutſche Volksgruppe Dftober: 
ſchleſiens beſitzt. Die erſten dieſer Gymnaſien find im Jahre 1922 in Pleß, 
Nikolai, Myslowitz, Tarnowitz und Anfonienhüfte entſtanden. Davon find 
die in Myslowitz und Nikolai, die zuletzt nur noch 31 bzw. 36 Schüler hatten, 1929 
bzw. 1931 wieder aufgelöſt worden. 1923 find die Gymnaſten in Laurahütte, 
Lublinitz und Ry b nik entſtanden; von dieſen hat das in Lublinitz nur zwei Jahre, zuletzt 
mit 38 Schülern, beſtanden. Das 1925 gegründete Gymnaſium in Lipine hat ſich bis 
1932, zuletzt mit 186 Schülern behauptet. Es iſt im Jahre 1932 von dem 
großen Gymnaſtum in Königshütte abgelöſt worden. Mit Ende des 
Schuljahres 1936/37 werden die Gymnaſten in Rybnik, Antonienhütte und Laurahütte 
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geſchloſſen. Ihren höchſten Schülerſtand haben die deutſchen Privatgymnaſien im 
Schuljahr 1932/33 mit 1 694 Gymnaſtaſten gehabt. In den beiden folgenden Schul⸗ 
jahren iſt die Schülerzahl in der Hauptſache infolge der durch die polniſche Schulreform 
notwendig gewordene Auflöſung der 1. und 2. Klaſſe auf 1 406 und 1 409 zurückgegangen. 
Gegenwärtig zählen fie nur noch 939 Schüler, von denen faſt die Hälfte, 
nämlich 463, auf das Gymnafium in Königshütte entfällt. Die 
übrigen Gymnaſtaſten verteilen fih auf Antonienhütte (114), Tarnowitz und Rybnik (je 
108), Pleß (86) und Laurahütte (60). 
Die deutſchen Kindergärten 

Sehr ſchlimm ift es um die deutſchen Spielſchulen und Kindergärten 
in Oſtoberſchleſien beſtellt. Wie dem Volksſchulweſen fo werden auch dem deutſchen 

indergartenweſen in der Unterbringungs⸗, der Sprachprüfungsfrage uſw. von Seiten der 
polniſchen Behörden fortgeſetzt ſchikanöſe Schwierigkeiten gemacht. Die Kindergärten 
werden zum größeren Teil (nämlich 16 von den heute beſtehenden 20) vom Deutſchen 
Schulverein unterhalten, die übrigen von katholiſchen oder evangeliſchen Verbänden 
oder wirtſchaftlichen Unternehmungen (wie der Bismarckhütte AG). Aus der Vor⸗ 
kriegszeit haben ſich drei Kindergärten erhalten. Außer dieſen und drei weiteren 
Kindergärten, die aus den Jahren 1922 und 1929 ſtammen, ſind alle übrigen in den 
Jahren 1932 (3), 1933 (4), 1934 (7) und 1935 (3) gegründet worden. In Katto- 
witz und Königshütte gibt es je drei deutſche Kindergärten mit 143 bzw. 164 
Kindern. Siemfanowitz hat zwei Kindergärten mit zufammen 74 Kindern. In 
M yslowitz gibt es 61 Kinder, die einen deutſchen Kindergarten beſuchen, in Ho hen⸗ 
birken, Nikiſchſchacht, Tarnowitz und Chwallowitz je 45, in Ry b⸗ 
nif 41, in Nikolai und Plef je 40, in Gollaſſowitz 32, in Kreuzdorf 30, 
in Lublinitz 28, in Petrowitz 25 und in Tichau 16. Dieſe Zahlen find angeſichts 
der mehreren tauſend Kinder, die für die deutſchen Kindergärten in Frage kämen, lächerlich 
gering. Induſtriegemeinden mit ſo einer ſtarken deutſchen Bevölkerung wie etwa Groß⸗ 
Heiduk, haben überhaupt keinen deutſchen Kindergarten. Die Schuld daran liegt Feines- 
wegs auf deutſcher Seite. Die Geſamtzahl der Kinder, die deutſche Kindergärten beſuchen, 
iſt im Jahre 1934 auf 903 und im Jahre 1936 auf 986 geſtiegen. Mit Beginn des 
laufenden Schuljahres ift fie auf 866 gefunfen. 


Zuſammenfaſſung 
Nachſtehend ſei noch einmal der Stand aller erwähnten deutſchen Bildungsanſtalten 
Oſtoberſchleſtens zuſammengeſtellt, und zwar erſtens im Schuljahr 1926/27, zweitens in 
dem Schuljahr, in dem fie die Höchſtzahl ihrer Schüler erreicht haben, und drittens im 
Schuljahr 1936/37. Die Zahl der Schüler hat betragen: 


Schuljahr 1926/27 Höchſtſtand Schuljahr 1936/37 


Offentliche Minderheitsvolksſchulen.. . 20098 20 645 (1925/26) 7 629 
Se höhere Minderheitsſchulen. 1503 2343 (1922/23) 28 
Offentliche Minderheits-Mittelfchulen . | . 2338 2405 (1925/26) 155 
Deutſche private Volksſchudren 1043 2749 (1934/35) 2643 
Deutſche höhere Privatſchulen 1641 1694 (1932/33) 939 
Deutſche Kindergärteeeen 273 986 (1935/6) 866 


In den aufgeführten deutſchen Unterrichtsbetrieben (ohne die Kindergärten) ſind 
demnach im Schuljahr 1926/27 noch 26 618 Kinder geweſen. 10 Jahre fpäter end es 
nur noch 11394. Davon beſuchen öffentliche deutſche Unterrichtsanſtalten 7 842 
(= 69 v. H.), gegenüber nur 3 582 (= 31 v. H.), die private deutſche Unterrichts- 
anſtalten beſuchen. In den deutſchen Volks⸗ und Mittelfchulen gibt es 10 427 
(= 91 v. H.) Kinder, gegenüber 967 (= 9 v. H.) die höhere deutſche Schulen beſuchen. 
Etwa ſieben Zehntel der deutſchen Schüler insgeſamt und über drei Viertel der deutſchen 
Volks⸗ und Mittelſchüler find alfo in den in volkspolitiſcher und pädagogiſcher Hinſicht 
zumeiſt acht unzulänglichen öffentlichen Schulen mit deutſcher Unterrichtsſprache 
untergebracht. k 

Um die Lage des deutſchen Schulweſens in Oſtoberſchleſien zu charakteriſieren, muß 
noch folgendes hinzugefügt werden: Die Kinder, die die genannten öffentlichen und privaten 
Volksſchulen, Mittelſchulen und Gymnaſten mit deulſcher Unterrichtsſprache beſuchen, 
ſind nur ein Teil aller in Oſtoberſchleſien tatſächlich vor⸗ 
handenen Kinder deutſcher Volkszugehörigkeit. Nach den Angaben, 
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die Senator Wiefner vor einiger Zeit im Warſchauer Senat gemacht hat, iſt mehr 
als ein Drittel aller deutſchen ſchulpflichtigen Kinder Oſtober⸗ 
ſchleſiens ohne jeden Unterricht in deutſcher Sprache. Mehr als 
ein Drittel iſt von den Eltern im Widerſpruch zu ihrem ausdrücklichen Volkstum⸗ 
bekenntnis, oder durch die Androhung dauernder Arbeitsloſigkeit in polniſche Schulen ein- 
geſchult worden. Die Zahl der Kinder, die durch polniſche Zwangsmaßnahmen von den 
deutſchen Schulen ferngehalten werden, iſt jedoch noch weit größer als ſie in dieſer Angabe 
des Senators Wiefner erſcheint, wenn man nicht, wie es hier geſchehen iſt, die durch die 
Mitgliedſchaft bei deutſchen Organiſationen uſw. offen bekundete Volkszugehörigkeit der 
Erziehungsberechtigten zugrundelegt, ſondern einmal die Möglichkeit eines freien und unbe⸗ 
hinderten Volkstumsbekenntniſſes annimmt, eine Möglichkeit, die es für die Deutſchen 
Oſtoberſchleſiens tatſächlich nicht gibt. 


Der Rechtscharakter des Memelſtatuts 


Es iſt in der reichsdeutſchen Preſſe zwar ſchon ſeit längerer Zeit vom Memelgebiet 
und vor allem vom Memelſtatut nur noch ſelten die Rede. Es wäre aber falſch, wenn 
man daraus den Schluß ziehen wollte, daß die Memeldeutſchen von den litauiſchen Be⸗ 
hörden rückſichtsvoller angefaßt werden, ſeitdem ſich die Kauener Regierung aus Gründen, 
die nicht bei ihr gelegen haben, veranlaßt geſehen hat, ein dem Willen der Bevölkerung 
entſprechendes Direktorium beſtehen zu laſſen. An der grundſätzlichen Einſtellung der 
maßgebenden litauiſchen Kreiſe zur Memelfrage hat ſich gar nichks geändert. Nur die 
Methoden, mit denen verſucht wird, dieſe Einſtellung politiſch zu realiſieren, ſind ſeit 
dem für Litauen peinlichen Ausgang der memelländiſchen Landtagswahlen vom Herbſt 
1935 andere geworden. Iſt vorher verſucht worden, durch die Ausſchaltung der beiden 
ſichtbaren Repräſentanten der memelländiſchen Autonomie, des Landtages und des 
Direktoriums, zum Ziele zu kommen, ſo wird dasſelbe Ziel ſeit anderthalb Jahren auf 
einem die internationale Aufmerkſamkeit weniger erregenden Wege zu erreichen verſucht. 
Unter der Hand wird die Zuwanderung litauiſcher Elemente nach Memel 
gefördert; ohne viel Lärm wird die wirtſchaftliche Ueberfremdung des 
Memelgebietes betrieben; und ſtillſchweigend werden alle vom Memellandtag gefaßten 
Beſchlüſſe, die geeignet erſcheinen, das Tempo der Litauiſierungspolitik zu verlangſamen, 
durch das Veto des Gouverneurs unterbunden. Das Ziel ift das gleiche geblieben, 
nur die Methoden find „feiner“ geworden. Das Ziel iſt die Beſeitigung der 
memelländiſchen Autonomie. Dieſe Autonomie iſt von litauiſcher Seite 
niemals als eine bleibende Einrichtung, fondern immer nur als eine Ulebergangsregelung 
aufgefaßt worden, an deren Ende einmal die vorbehaltloſe Eingliederung des Memel⸗ 
gebietes in den litauiſchen Staat ſtehen ſoll. Dieſe von litauiſcher Seite immer wieder 
aufgeſtellte Theſe widerſpricht dem Urſprung und dem Rechtscharakter des Memelſtatuts. 
Das ſoll im folgenden noch einmal an Hand der Arbeit des amerikaniſchen Völkerrechts⸗ 
lehrers Dr. Thorſten Waino Kalijarvi, die unter dem Titel „Die Ent- 
ſtehung und rechtliche Natur des Memelſtatuts und ſeine prak⸗ 
tiſche Auswirkung bis zum heutigen Tag“ in deutſcher Uleberſetzung er- 
ſchienen iſt, feſtgeſtellt werden. (Aus dem Engliſchen überſetzt von Dr. Margarete 
Gärtner. Verlag Dr. Emil Eberling, Berlin 1937. 190 Seiten. Preis 7,40 RM.) 

Ueber die Gründe, die die Weſtmächte f. Zt. dazu bewogen haben, das Memel⸗ 
gebiet nicht ohne Vorbehalte der litauiſchen Souveränität zu unkerſtellen, führt Kalijarvi 
u. a. aus: „Eine bezeichnende Tatſache iſt, daß die politiſche Grenze zwiſchen 
Rußland und Deutſchland vor 1914 gleichzeitig eine religiöſe, 
wirtſchaftliche und kulturelle war, und ſo iſt es bis heute geblieben. Das 
Memelgebiet ſteht geſondert von Litauen da. Die durch das Abkommen zugeſicherte 
Autonomie und die Signatarmächte erkannten dieſe Tatſache an.“ Der litauiſchen Be⸗ 
hauptung vom angeblich „urlitauiſchen“ Charakter des Memelgebietes ſtellt Kalijarvi 
mit Recht den Gedanken entgegen, daß der litauiſche Großfürſt Vytautas im 
Frieden am Melnoſee, den er im Jahre 1422 mit dem beſiegten Orden abſchloß, das 
Memelgebiet zweifellos nicht beim Ordensſtaate gelaſſen hätte, wenn er Grund gehabt 
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hätte, es als litauiſches Gebiet für feinen Staat in Anſpruch zu nehmen. „Dieſer Friede 
war, wie der nach dem Weltkriege, ein durch die Siegerſtaaten diktierter 
Friede. Der Orden war hilflos. Er mußte annehmen, was Bytautas diktierte. 

åre Memel litauiſch geweſen, oder hätten die Litauer eine 
begründete Forderung (auf dieſes Gebiet) erheben können, dann 
würde Bytautas das ficher lich nicht verabfäumf haben. Aber er 
erhob keine Forderung. Das Jahr 1422 iſt daher von größter Wichtigkeit für die Ge⸗ 
ſchichte des Memelgebietes“. Auch der litauiſchen Behauptung, daß die heutige Bevölke⸗ 
rung des Memelgebietes auf Grund ihrer „objektiven Merkmale“, ihrer Abſtammung und 
Sprache, dem litauiſchen Volkstum zugezählt werden müffe, tritt Kalijarvi entgegen. „Ob 
in Memel mehr deutſch als litauiſch geſprochen wird oder umgekehrt, iſt nicht der 
beſtimmende Faktor in dieſem Gebiet. Die Kultur des Gebietes ift ohne 
Frage deutſch. .. Wenn man mit den Memelländern ſpricht, fo ſieht man bald, 
daß hier das Gefühl vorherrſchend iſt. 500 Jahre deutſchen Kultureinfluſſes haben einen 
ſo 1 9 50 Eindruck auf die Bevölkerung hinterlaſſen, daß ſie ſelbſt ſich als deutſch 
empfindet.“ 

Kalijarvi verweiſt auch darauf, daß die Bevölkerung des Memelgebietes keine Gelegen⸗ 
heit, die ihr geboten wurde, ungenutzt gelaſſen hat, um in völlig eindeutiger Weiſe ein 
Bekenntnis für ihr Deutſchtum abzulegen. Und er erinnert daran, daß die Tatſache des 
deutſchen Charakters dieſes Gebietes den Litauern gelegentlich auch von den Vertretern 
der Feinde Deutſchlands ſehr unverblümt zu Bewußtſein gebracht worden iſt. So zitiert 
er z. B. die Worte, mit denen der Vorſitzende der Memelkommiſſion der Botſchafter⸗ 
konferenz, der Franzoſe Laroche, am 24. März 1923 das anmaßende Auftreten des 
litauiſchen Delegierten Galvanauskas gedämpft hat: „Litauen dürfe niemals vergeſſen, daß 
es noch eine ruſſiſche Provinz fein würde, wenn Rußland eine alliierte Macht geblieben 
wäre. Litauen wiſſe auch, daß eine Volksabſtimmung im Memel- 
gebiet niemals zu ſeinen Gunſten ausgefallen wäre“. Kalijarvi 
erwähnt auch den vom 6. März 1923 datierten Bericht der Außerordentlichen Ñ o m=- 
miſſion der Botſchafterkonferenz, in dem u. a. feſtgeſtellt wurde, daß der 
ſogen. „Aufſtand“ vom 10. Januar 1923 in Wirklichkeit keine Aktion der memelländiſchen 
Bevölkerung, ſondern eine litauiſche In va ſion geweſen, „durch die Kownoer 
Regierung geplant, vorbereitet und in die Tat umgeſetzt worden iſt“, daß die öſtliche 
Grenze des Memelgebietes „eine wirkliche Scheidung ohne llebergang 
zwiſchen zwei perſchiedenen Zivilifafionen“ darſtellt und „eine rich⸗ 
tige Grenze zwiſchen Weft und Dft, zwiſchen Europa und Aſien“ 
bildet, und daß jeder deutſche Vertreter, mit dem die Kommiſſion in Verbindung getreten 
ift, aber kein einziger litauiſcher Vertreter die Durchführung 
einer Volksabſtimmung im Memelgebiet verlangt hat. 

An Hand dieſer und anderer Zeugniffe ftellt Kalijarvi den durchaus deutſchen Charakter 
des durch Verſailles zugunſten der alliierten und aſſozierten Mächte vom Deutſchen Reiche 
losgetrennten Landes feft; und er beweiſt, daß ein urſächlicher Zufammen⸗ 
hang zwiſchen der litauiſchen Souveränität über Memel und 
der Autonomie dieſes Gebiets beſteht und zwar derart, daß die Autonomie die 
Bedingung geweſen ift, unter der Litauen die Souveränität über Memel von den alliierten 
und aſſozierten Mächten zuerkannt worden ift. Kalijarvi führt auch hierfür die maf- 
gebenden Zeugniſſe an, z. B. den Dapis Bericht vom 12. März 1924, in dem es 
u. a. heißt, daß „der Uebergang der Souveränität aukomatiſch zurückgeſtellt bleibt, bis der 
zen (d. h. die Memelkonvention einſchließlich des Memelſtatutes) von allen Parteien 
durch Ratifizierung vollzogen ſein wird“. Kalijarvi beſtätigt auch, daß die dem 
Memelgebiet gewährte Autonomie keine vorübergehende Cin: 
richtung iſt. Er zitiert den Inhalt der von der Botſchafterkonferenz an Litauen 
gerichteten Note vom 16. Februar 1923 und bemerkt dann hierzu: „Es beſtand kein 
Zweifel, daß dies die Bedingungen waren, auf denen der Uleber⸗ 
gang der Souveränität beruhen follte Sie bedeuteten das 
quid pro quo, nach dem Litauen Memel erhalten ſollte und 
waren abfolute Regelungen, nicht ſolche für eine llebergangs⸗ 
periode. Es ift logiſch, daraus zu ſchließen, daß zum mindeften techniſch eine abſichtliche 
Verletzung dieſer Bedingungen — nachdem die Souveränität übertragen war — die ernſte 
Frage aufwerfen mußte, ob Litauen dadurch der Souveränität und ſeiner Rechte in 
Memel verluſtig ginge“. 
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Litauen hat im Jahre 1923 einmal verſucht, von ſich aus dem Memelgebiet eine 
Autonomie zu gewähren, nicht um die überlieferte deutſche Kultur dieſes Gebietes zu 
ſchützen, ſondern in der Hoffnung, verhindern zu können, daß ihm von den Mächten eine 
ſolche Verpflichtung auferlegt wird. Die Dinge haben ſich aber anders entwickelt: „Die 
Autonomie“, ſagt Kaliſarvi, „macht Memel zu einer politiſchen und 
gefeßmäßigen Einheit, die ihre Rechte und Machtbefugniſſe 
nicht von Litauen, fondern aus Abkommen und Statut erhält. 
Welche Rechte immer Litauen über Memel hat, ſie ſtammen aus dem Statut, dem Ab⸗ 
kommen und der Note vom 16. Februar 1923. Man braucht nur das Statut zu 
leſen, um zu ſehen, daß für das Memelgebiet die Autonomie vorgeſchrieben iſt. Das 
Statut ſagt auch, wie dieſe Autonomie durchgeführt werden ſoll. Erſt wo die autonomen 
Privilegien enden, treten die Geſetze, Verfaſſung und Rechte Litauens ein... Die 
Souveränität Litauens über Memel kann nur unter inter: 
nationalen Bedingungen ausgeübt werden“. 

In Litauen iſt man ſich über die internationale Bedingtheit der Souveränität über das 
Memelgebiet völlig im Klaren. Aber man iſt feſt entſchloſſen, dieſe Rechtslage nicht als 
politiſche Realität anzuerkennen. Die Taktik, die man ſeit anderthalb Jahren dem 
Memelgebiet gegenüber verfolgt, zielt offenbar darauf ab, die Memelfrage als 
ein Problem der internationalen Politik, zu dem ſie durch das Zu⸗ 
ſtandekommen der Memelkonvention und des Statutes gemacht worden iſt, in Ver⸗ 
geſſenheit geraten zu laſſen. Und dieſer Taktik liegt weiter die Abſicht 
zugrunde, im Memelgebiet ſelbſt eine „vollendete Tatſache“ zu 
ſchaffen, nämlich durch die wirtſchaftliche Aushöhlung des alteingeſeſſenen deutſchen 
und die Vermehrung des landfremden litauiſchen Elementes die Autonomie zu einem 
gegenſtandsloſen Schemen zu machen. 


Heimarbeit in Oftpreußen 


Mit dem Begriff Heimarbeit verbindet man meiſt ohne weiteres eine Vorſtellung von 
großer Armut und allerſchlechteſten ſozialen Verhältniſſen. Man weiß etwas, meiſt nur 
wenig, von der Heimarbeit in den Notſtandsgebieten Sachſens, Bayerns, Thüringens 
und Schleſiens. Aber Heimarbeit in Oſtpreußen iſt für alle, auch für die Oſtpreußen 
ſelber, kaum ein Begriff. Man darf ſie auch nicht mit der anderer Teile des Reiches 
vergleichen, da ſie ſich von dieſer nach ihrer Entwicklung, ihren Zielen und ihrem Umfang 
grundſätzlich unterſcheidet. Es gibt keine „Heimarbeitsfrage“ in Oſtpreußen, wie man 
fie von den genannten Gebieten her kennt. Doch ſpielt bei dem gewerblichen Aufbau Dft- 
preußens, den der Nationalſozialismus feit der Machtergreifung planmäßig betreibt, 
auch die Heimarbeit eine Rolle. Zunächſt iſt die ganze Provinz nach allen gewerblichen 
Anſätzen und nach allen Reſten ehemaligen induſtriellen Schaffens abgeſucht worden. 
Immer wieder ift man dabei auf wertvolle Spuren ehemaliger Heim: 
arbeit geſtoßen, die in Zukunft ausgenutzt und ausgebaut werden ſollen. 

Dſtpreußens Heiminduſtrie hat niemals einen Zuſammen⸗ 
hang mit großen induſtriellen Zentren gehabt wie man dies von anderen Ge⸗ 
bieten her kennt. Sie entftand ganz einfach aus dem Beſtreben einzelner Siedler und 
Bauern, ſich möglichſt alle Gegenſtände des täglichen Lebens ſelbſt anzufertigen. Und es 
bildete fih mit der Zeit und mit der Verfeinerung der Anſprüche ein gewiſſes Spezialiſten⸗ 
tum heraus: der eine oder andere verlegte ſich auf das ihm beſonders liegende Gebiet und 
vertauſchte oder verkaufte ſeine Erzeugniſſe. Um eine Vorſtellung von der weiten Ver⸗ 
breitung, die dieſes Haus gewerbe noch bis vor gar nicht fo langer Zeit hatte, g 
geben, foll nur erwähnt werden, daß bei einer kürzlich durchgeführten Umfrage z. B. 
im Kreiſe Lyck noch etwa 1200 brauchbare Webſtühle feſtgeſtellt werden konnten. Durch 
die billigen Maſſenprodukte der Induſtrie wurden die Erzeugniſſe der ländlichen Heim⸗ 
arbeit jedoch in den letzten Jahrzehnten, vor allem nach dem Kriege, vom Markt und 
leider zum großen Teil auch aus dem Hauſe verdrängt. Reſte der alten Heimarbeit 
blieben aber noch in einigen Teilen Oſtpreußens, hauptſächlich in den abgelegenen Dörfern 
und Höfen Maſurens und in der Niederung, erhalten. Es werden da Haus- und 
Küchengeräte, Spielſachen, Holzpantinen uſw. geſchnitzt. Vor zwei 
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Jahren machte man einen inferefjanten Verſuch: Die Stadt Barfenftein erließ da⸗ 
mals einen Aufruf, alte, ererbte Webereien aus den Schränken und Truhen zuſammen⸗ 
zuſuchen. Das Ergebnis war eine Fülle von Stoffen aller Art; es konnten in dieſer 
einen Stadt noch annähernd 60 verſchiedene Webmuſter und Webarten nachgewieſen 
werden. Und dabei handelte es fich bri den zuſammengetragenen Stoffen nicht etwa um 
Muſeumsſtücke, ſondern um zum größten Teil noch heute in Gebrauch befindliche Vor⸗ 
hänge, Tiſch⸗ und Bettdecken und andere Erzeugniſſe der Handweberei. Eine ähnliche 

ülle von Formen und Muſtern weiſen auch andere Teile Oſtpreußens auf. Der wert⸗ 
vollſte Reſt dieſes alten Hausgewerbes ift die Teppichknüpferei. Dieſe wird in 
der Umgebung von Lyck ſeit Jahrhunderten ausgeübt. Ihre Erzeugniſſe, die Glanzſtücke 
der Heimat- und Volkskundemuſeen bilden, ſtehen dem Beſten, was man auf dieſem Ge- 
biete kennt, nicht nach. 

Seit einigen Jahren befaſſen ſich nun verſchiedene Stellen mit der Förderung 
der Heimarbeit, und ſie haben zum Teil ſchon beachtliche Erfolge erzielt. Man 
hat ſich dabei hauptſächlich um die Handweberei bemüht. Eine große Zahl von Web⸗ 
kur ſen ift beſonders in den ſüdlichen und öſtlichen Grenzgebieten durchgeführt worden. 
Im Winter 1935/36 find es etwa 120 einzelne Kurſe mit insgeſamt über 1 000 Teil⸗ 
nehmern geweſen. Man hat erreicht, daß die Heimweberei, die faſt ausſchließlich nur 
noch von alten Frauen betrieben wurde, auch bei der Jugend wieder Anklang findet und 
daß breitere Volksſchichten wieder auf die ſchönen, brauchbaren Erzeugniſſe ſolcher Arbeit 
aufmerkſam werden. Allerdings ift die Zahl der Heimarbeiter, die aus ſchließlich 
von der Handweberei leben, noch äußerſt gering; aber als Nebenerwerb hat die 
Heimarbeit durchaus ihre Bedeutung. Und gerade die Möglichkeit, dem kleinbäuerlichen 
Betrieb durch fie zu einem zuſätzlichen Einkommen zu verhelfen, verdient in landwirtſchaft⸗ 
lich nicht beſonders begünſtigten Gebiete Beachtung. Aus dem Kreiſe Ortelsburg wird 
3. B. berichtet, daß einzelne Frauen durch Handweberei jährlich über 200,— RM. zuſätz⸗ 
lich verdienen. Das iſt ein Betrag, der für die dortigen Verhältniſſe durchaus ins 
Gewicht fällt. 

Der Ausgangspunkt der einzelnen Maßnahmen zur Förderung der Heimarbeit iſt in 
den meiſten Fallen die Kreisſtadt. So beſteht in einigen Kreiſen heute ſchon eine Stelle, 
die fich je nach den gegebenen Verhältniſſen ganz verſchiedenartig entwickelt. Als Beifpiele 
mögen angeführt werden: die „Heimarbeit Gro ßes Moosbruch“, das „Heim⸗ 
werk Samland“ und der „Kreis verein für Heimarbeit Sensburg'. 
Als zentrale Organiſation beſteht ſeit Jahren der „Verein für volkstümliche 
Heimarbeit“ in Königsberg. Der BOM. hat ſich in der Handweberei Ja⸗ 
b Ion fen „die ſich aus einer BDM. ⸗Webſchule entwickelt hat, eine eigene Form für die 
Heimarbeit geſchaffen. Als privates Unternehmen befaßt ſich die bekannte Leinen⸗ 
weberei Hof Kapkeim mit Heimarbeit, die es ganz beſonders verſtanden hat, 
den Sinn für ſchlichte und ſchöne Leinenſtickereien zu wecken. Dazu kommen noch die 
Bemühungen der MS. Kulturgemeinde und des Landesfremdenverkehrsverbandes, die es 
verſtanden haben, der volkstümlichen Heimarbeit manche Anregung zu geben. 

Neben dieſer ſogenannten volkstümlichen Heimarbeit gibt es Heimarbeit noch 
im Zuſammenhang mit dem Bekleidungsgewerbe. Mindeſtens die 
Hälfte der oſtpreußiſchen Heimarbeiter muß dieſer Gruppe zugezählt werden. Ins ge⸗ 
famt leben bisher in Dfipreußen nur etwa 2500 Menſchen ganz 
„»der zum größten Teil vonder Heimarbeit. Dazu kommen (nach groben 
Schätzungen) noch etwa 500 Menſchen, welche die „volkstümliche Heimarbeit“ neben⸗ 
beruflich oder als Kleingewerbetreibende ausüben. 

Die Erfahrungen, die man mit der Heimarbeit vor allem in Sachſen und Schleſien 
gemacht hat, haben gezeigt, daß es notwendig ift, diefe in ganz beſtimmte Bahnen zu 
leiten. Es kommt für Ostpreußen darauf an, die Heimarbeit in die wirtſchaftliche Ge: 
ſamtplanung einzubauen. Es iſt notwendig, ſich darüber Klarheit zu verſchaffen, welche 
Ziele man verfolgen will (Haupf oder Nebenerwerb, künſtleriſche Fortbildung uſw.), 
wo, mit welchen Mitteln und wen man fördern will und mit welchen beſonderen Schwie⸗ 
rigkeiten (vor allem beim Abſatz der Erzeugniſſe) vorausſichtlich zu rechnen ift. Eines 
iſt jedenfalls klar: In Verbindung mit dem gewerblichen Aufbau der Provinz fällt der 
Heimarbeit die Aufgabe zu, die aus verſchiedenen Gründen be⸗ 
ſonders in den Grenzgebieten entſtehenden räumlichen Lücken 
in der induſtriellen Burchſetzung auszufüllen. Die Heimarbeit kann 


169 


damit beſonders wirkungsvoll der Abwanderung der Grenzbevölkerung 
entgegentreten; denn fie ſtellt erfahrungsgemäß eines der beſten Mittel dar, 
Menſchen bodenverbunden zu machen. Die Heimarbeit ſoll Anregung zu werktätigem 
Schaffen geben und den ſchöpferiſchen und geſtaltenden Menſchen Oſtpreußens den Weg 
zu ſelbſtändiger Werktätigkeit weiſen. Sie ſoll ihnen damit die Möglichkeit bieten, über 
die Heimarbeit hinaus bodenſtändige und geſunde gewerbliche Betriebe aufzubauen und 
gleichzeitig den notwendigen Stamm tüchtiger Arbeitskräfte heranzuziehen. Was in Oſt⸗ 
preußen nottut, iſt nicht der Heimarbeiter, der abhängig iſt von der Willkür einzelner 
Großinduſtrieller und Großhandelsgeſchäfte, ſondern der unternehmungsluſtige, fachlich ge⸗ 
ſchulte und tüchtige Kleingewer betreibende, der durch die Schule der 
Heimarbeit oder des Hausgewerbes gegangen ift, ſich dort bewährt 
hat und dem aufgrund ſeiner Tüchtigkeit Hilfe und Förderung zuſteht. 

Dieſes Aufgabengebiet wird einer Organiſation zugewieſen werden, in der ſich alles 
zuſammenſchließt, was irgendwie aus ſozialen, wirtſchaftlichen, volkspolitiſchen und künſt⸗ 
leriſchen Fragen an der Heimarbeit intereſſiert iſt. Die Arbeit dieſer Organiſation wird 
deshalb erfolgreich ſein, weil es ihr möglich iſt, zu planen und zu lenken; ſie kann den 
Gleichklang zwiſchen Induſtrie und Heimarbeit ſicherſtellen. Durch ſie kann gefördert 
werden, was wirtſchaftlich nützlich und künſtleriſch wertvoll ift, kann aber auch unter- 
bunden werden, was ſozial unerwünſcht und geſchmacklich entartet erſcheint. 

Dr. H. Kögel. 


Volkstod in der Tſchecho⸗Glowakei 


Nach den Mitteilungen des Statiſtiſchen Staatsamtes in Prag zeigt die Bevölkerungs⸗ 
entwicklung in der Tſchecho-Slowakei im Jahre 1936 folgendes Bild: 


Geſchloſſene hen. . . 421445 Totgeburten a a g ; 6 225 
Lebendgeburten . . . 264 647 Sterbefälle. e 202 474 


Demnach ergibt ſich für 1936 ein Bevölkerungszuwachs von 62 176 Perſonen bei insge⸗ 
ſamt 270 872 Geburten. Von allen lebend: und totgeborenen Kindern waren 140 116 
Knaben; das find faſt 52 v. H. aller Geborenen. Auf 4 000 Einwohner umgerechnet gab 
es im Jahresdurchſchnitt 7,98 Ehen, 17,43 Lebendgeburten, 0,41 Totgeburten, 17,84 
Geburten insgeſamt, 13,34 Geſtorbene. Der natürliche Bevölkerungszuwachs betrug alſo 
4,19 aufs Tauſend. Auf 1000 im Jahre 1936 geborene Mädchen kamen 1 074,7 na- 
ben. In den einzelnen Verwaltungsgebieten des Staates vollzog ſich die natürliche Be- 
völkerungsentwicklung wie folgt: 

Böhmen Mähren⸗Schleſien Slowakei Karpathenrußland 


Ehen S IE ea she har a 58 941 29 598 26 663 5 943 
Geburten insgfamt . 2... a... 101 524 60 174 82 528 26 576 
davon Lebendgeburtvenn 98 936 58 906 80 664 26 141 
Geſtorb ene 93 856 45 371 48 512 14 732 
natürlicher Bevölkerungszuwachs 5 080 13 535 32 152 11 409 
Auf je 1000 Einwohner entfielen: 

hen , year ar re ee 8,20 8,14 7,58 7,45 
Geburten insgefamt . . 2... 14,03 16,56 23,49 33,30 
Lebendgeburte n 13,67 16,21 22,96 32,76 
Geſtorbe nnn. 12,97 12,49 13,81 18,47 
natürlicher Bevölkerungszuwachs .. 0,70 3,72 9,15 14,29 


An diefen Zahlen iſt zunächſt folgendes intereſſant: Die Bevölkerungsentwicklung in der 
Tſchecho⸗Slowakei zeigt das für ganz Europa fypifche oſt⸗weſtliche 
Gefälle. Obwohl in den öſtlichſten Gebieten die Eheſchließungen geringer ſind als in 
den weſtlichen, iſt die Geburtenzahl im Oſten faſt doppelt ſo groß als im Weſten, obwohl 
Karpathenrußland im Verhältnis zu den anderen Gebieten die höchſte Sterbeziffer und 
die höchſte Zahl der Totgeburten aufzuweiſen hat. Während aber z. B. in Böhmen auf 
1000 Einwohner faſt kein Bevölkerungszuwachs mehr erfolgt, beträgt er anſteigend nach 
Oſten in Mähren⸗Schleſien noch 3,72 a. T., verdreifacht fich in der Slowakei auf 9,15 a. T. 
und verfünffacht ſich ungefähr in Karpathenrußland auf 14,29 a. T., das als 
das kleinſte Verwaltungsgebiet, auch in abſoluten Zahlen ausgedrückt, mit 11 409 Per: 
fonen mehr als den doppelten Bevölkerungszuwachs aufzu— 
weiſen hat als Böhmen, das größte Gebiet. 
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In Böhmen find es in erfler Linie die ſudetendeutſchen Grenzgebiete, 
die in Auswirkung der nationalpolitiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe und Maf- 
nahmen der Prager Regierung, einen beängſtigenden Bevölkerungsrückgang aufzuweiſen 
haben. So zeigen die einzelnen ſudetendeutſchen Landſchaften folgende Entwicklung: 


Geburtenrückgang im ſudetendeutſchen Raum 1925 bis 1935 


į Auf 1000 Einwohner Stärke des Rück⸗ Geb.überſchuß 
Landſchaft kamen Lebendgeburten ganges um . . % auf 1000 Einw. 
k: 1925 1930 1935 
Böhmerwald . 2... . 26,64 84 21,81 18,0 ＋ 6,58 
eſtbohmen 25,02 21,40 18,12 276 L 3.40 
Egerland 22,13 19,84 13,07 36,9 — 1,57 
Erzgebirge 25,01 19,21 38 50,5 — 114 
Sadzerland 24,77 22,66 15,81 36,2 + 2,32 
Braunkohlengebiet 22,20 17,73 11,65 47,5 ＋ 0,07 
Elbegeuu 17,70 15,92 11,06 37.5 — 1,93 
Polzenlaͤnnddd 20,50 18,87 14,22 30,6 — 0,08 
Niederlandʒdgdf:: 0. 16,15 14,60 11,67 27,7 — 2,06 
Jeſchken⸗Iſergebirge . . 13,69 12,40 8,92 34,8 — 2,61 
Ostböhmen 19,88 16,82 13,35 32,9 — 0,58 
Schönhengſtgaualunu u 21,69 18, 16,4: 24,3 3,01 
Nordmähren 22,58 19,59 15,38 31,9 2 1,46 
Weſtſchleſien 24,46 0 16,92 30,8 2,97 
Oder gan 20,69 19,36 14,54 29,7 1,25 
Südmähren 24,30 22,04 16,67 31,4 2,74 


Dieſe Uleberſicht zeigt zunächſt, daß der Geburtenrückgang eine Erſchei— 
nung im ganzen ſudetendeutſchen Raum ift und ſomit die ganze 
deutſche Volksgruppe eine rückläufige Bevölkerungsentwick⸗ 
lung aufweiſt. Die Zahlen weiſen aber zugleich auf die Urſachen des drohenden 
Volkstodes hin, wenn man bedenkt, daß die wohlhabendſten Gebiete ſchon in den Zeiten 
wirtſchaftlicher Hochkonjunktur zu den geburtenärmſten gehörten (z. B. Elbegau, Polzen⸗ 
land, Niederland, Jeſchken⸗Iſergebirge) und auf der anderen Seite die ärmſten Land⸗ 
ſchaften auch heute trog aller Not und allen Elends die höchſten Geburtenziffern aufweiſen 
(8. B. Böhmerwald, die Böhmerwaldbezirke Weſtböhmens, das Adlergebirge uſw.). 

Die bevölkerungspolitiſche Lage in den 8 größten ſudetendeutſchen Städten 
ergibt nach den abſchließenden Ergebniſſen des Jahre 1935 folgendes Bild; es entfallen 
auf je 1000 Einwohner: 

Geburtenüberſchuß 


¿ Stadt Lebendgeb. Sterbefälle bzw. ⸗unterſchuß Einwohnerzahl 
ger 11,32 11,23 0,9 33 767 
Auffig 10,29 11,46 + 1,17 45 352 
Komotau 9,81 11,73 = 36 170 
Brig 9,64 11,84 — 2, 28 719 
Gablonz 9.57 12,08 2.41 37 268 
Troppau 78 12,36 — 3/63 429 
Reichenberg 6,92 12,44 — 55,52 40 001 
epli , 13,98 — 7,13 31 743 


Mit Ausnahme der Stadt Eger weiſt keine der angeführten Städte einen Geburtenüber⸗ 
ſchuß auf, ſo daß ſie alle ihre Bevölkerungsziffer nur durch ſtändigen Zuzug vom Lande 
erhalten können. . 

Die Bedeutung der Bevölkecungsbilanz der Tſchecho⸗Slowakei aber liegt darin, daß ſie 
in ihrer Geſamtheit eine von Jahr zu Jahr ſich ſteigernde Verluſtbilanz darſtellt. Zum 
erſtenmal tritt die bisher als ein vitaler Staat geführte Tſchecho-Slowakei mit 
ihren Geburtenziffern hinter Frankreich und England. Der Ein⸗ 
wohnerzuwachs betrug im Jahre: 

1933 90 676 Seelen 1935. 70 527 Seelen 
1934 879 812 n 1936 . . . 56633 


n 


Tritt in dieſer Entwicklung keine Aenderung ein, hat die Tſchecho⸗Slowakei bereits im 
Jahre 1940 keinen Einwohnerzuvachs mehr zu verzeichnen. Vor der Tſchecho⸗Slowakei 
mit 47,8 Geburten auf 1 000 Einwohner ſtehen mit noch geringeren Ziffern Norwegen 
mit 14,8, Deſterreich mit 14,3, Schweden mit 13,7. 

Dieſe Entwicklung hat beſonders in militäriſchen Kreiſen der Tſchecho⸗ Slowakei 
zu ernſten Beſorgniſſen Anlaß gegeben und die Regierung veranlaßt, das militärwiſſen⸗ 
ſchaftliche Inſtitut um eine neue Abteilung zu erweitern, die ſich nach eigenen Angaben mit 
bevölkerungspolitiſchen Fragen zu beſchäftigen hat: „Zweck der Abteilung iſt die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bearbeitung einer Reihe wichtigſter bevölferungapolitifcher Probleme, ſoweit fie 
ſich auf die Wehrhaftigkeit beziehen.. . Genaue Angaben über die augenblickliche 
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Rekrutenkapazität gibt es aus begreiflichen Gründen nicht. Nach den bisherigen 
Veröffentlichungen, insbeſondere des tſchechiſchen Bevölkerungspolitikers und Univerſitäts⸗ 
profeſſors Chura kann fie für das Jahr 1937 etwa mit 125 000 angeſetzt werden. Die 
meiſten Stellungapflichtigen werden der Heeresverwaltung im Jahre 1941, und zwar etwa 
170 000 an der Zahl, zur Verfügung ſtehen. Von da ab ſinkt die Ziffer entſprechend dem 
fortſchreitenden Geburtenrückgang in bedenklicher Weiſe. Für das Jahr 1946 hat Chura 
142 000 Rekruten errechnet und 4955 werden es nur noch 108 000 fein. Damit erhält die 
Geburtenfrage einen überaus ernſten Charakter, denn ſchon 1960 wird die Zahl der jähr⸗ 
lichen Stellungspflichtigen unter die Hunderttauſendgrenze gefallen ſein. Dr. K. V. 


Deutfhe Schulnot in Polen 


Einen Einblick in die Schwierigkeiten, die der Entwicklung des deutſchen 
Privatſchulweſens in Oſtoberſchleſien bereitet werden, gewähren folgende 
fünf Fälle, in denen es ſich um ſeit Jahren unerledigte Beſchwerden des Deutſchen Volks⸗ 
bundes handelt: 

1. Errichtung einer privaten Minderheitsvolksſchule in 
Königshütte; die Beſchwerde läuft feit März 1934. Hier werden von den polni⸗ 
ſchen Behörden zur Verhinderung des Bauvorhabens angeblich bergbautechniſche 
Hinderungsgründe vorgeſchoben, die aber von ſachverſtändiger bergbautechniſcher Seite 
längſt widerlegt ſind. In unmittelbarer Nähe des vorgeſehenen Bauplatzes auf einem 
Gelände, das bergbautechniſch genau ſo liegt wie das für den deutſchen Schulbau vor⸗ 
geſehene Grundſtück, befinden ſich zwei polniſche Schulen, die bisher noch keinerlei Schaden 
erlitten haben und vorausſichtlich auch keinen erleiden werden. 

2. Errichtung einer privaten Minderheitsvolksſchule in 
Nybnik; die Beſchwerde läuft feit Januar 1935. Die Baugenehmigung wird abgelehnt, 
weil der Bau in der Grenznähe geplant ſei. Andere Bauten in derſelben Zone ſind 
aber genehmigt worden und werden auch weiter genehmigt. Der Ablehnungsgrund iſt 
um ſo weniger ſtichhaltig, als der Bau der Schule innerhalb der geſchloſſenen Ortslage 
der Stadt Rybnik vorgeſehen iſt. 

3. Errichtun einer privaten Minderheitsvolksſchule in 
Makoſchau; die Beſchwerde läuft ſeit Januar 1935. Die polniſche Behörde erklärt, 
daß das Bauprojekt mit dem Bebauungsplan von Makoſchau unvereinbar ſei. 
Außerdem läge der vorgeſehene Bau innerhalb der Grenzzone. Trotzdem ſind in 
unmittelbarer Nähe des Bauplatzes für den Bau von anderen Häuſern die Baugenehmi⸗ 
gungen anſtandslos erteilt worden. 

4. Errichtung einer privaten Minderheitsvolksſchule in 
Kattowitz; die Beſchwerde läuft feit März 1935. Nachdem zunächſt gelände⸗ 
techniſche Schwierigkeiten vorgeſchoben wurden, die durch den Deutſchen Schulverein 
beſeitigt wurden, wird plötzlich durch einen Beſchluß des Magiſtrats Kattowitz der Platz 
für eine Grünanlage vorgeſehen erklärt. Der Beſchluß dient offenſichtlich nur zu 
dem Zweck, dem Deutſchen Schulverein den Bau unmöglich zu machen, denn bis heute 
hat noch niemand in Kattowitz daran gedacht, den Platz zu einer Grünanlage umzu⸗ 
geſtalten, und wird man vermuflich nie daran denken, nachdem der Zweck erreicht worden 
ift, den Schulbau auf dem im Eigentum des Deutſchen Schulvereins ſtehenden Grund- 
ſtück unmöglich zu machen. 

5. Genehmigung zur Benutzung der Turnhalle im Minder⸗ 
heitsgymnaſium in Rybnik für Schülervorſtellungen u. dergl. 
Durch die unbegründete Ablehnung von Umbauten wird es dem Deutſchen Schul⸗ 
verein unmöglich gemacht, die Turnhalle für Theaterveranſtaltungen der Schüler uſw. 
zu benutzen. 

* 

Die ſkandalöſen Zuſtände an der öffentlichen Minderheitsſchule 
mit deutſcher Unterrichtsſprache in Kattowitz ll haben den deutſchen 
Elternverein ſchon mehrfach zu Eingaben an die Unterrichtsabteilung der Kattowitzer 
Wojewodſchaft veranlaßt. Die vier nationalpolniſchen Lehrkräfte dieſer Schule benutzen 
den Unterricht zu einer ſyſtematiſchen Verächtlichmachung des Deutſchtums. In der von 
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der Polin Chowaniec geleiteten Klaſſe find? lñärmende Zwiſchenfälle, die 
durch die deutſchfeindliche Einſtellung und pädagogiſche Unfähigkeit dieſer Perſon provo- 
ziert werden, zu einer gewohnten Erſcheinung geworden. Der Unterricht des Polen 
Zajchowſki ift derart, daß fih die deutſche Elternſchaft gezwungen geſehen hat, zur 
Sicherung ihrer Kinder vor moralifhem Schaden die Abberufung des Zajchowſki zu 
fordern. Der polniſche Schulleiter Star mach zwingt die deutſchen Kinder, die Klaſſen⸗ 
zimmer zu reinigen und die Fenſter zu putzen, obwohl es in der Schule einen hierfür 
beſoldeten Schuldiener gibt. Und der Pole Matuszemffi liebt es, die deutſchen 
Kinder für die geringſten Vergehen mit geſundheitsſchädlichen Strafen zu belegen. Der 
Unterrichtsabteilung der Kattowitzer Wojewodſchaft find die ſeeliſchen und körperlichen 
Mißhandlungen, denen die deutſchen Kinder dieſer Schule ausgeſetzt ſind, ſeit langem 
bekannt. Das Treiben der Starmach, Zajchowſki, Chowaniec und Matuszewſki aber 
ſcheint ganz im Sinne dieſer amtlichen Stelle zu liegen. 
x 

Der deutſche Volksangehörige Franz Jurzyk in Czirſowitz (Oſtoberſchleſien) hatte 
im Jahre 4935 fein Kind zur deutſchen Schule angemeldet. Sein Antrag 
war abgelehnt worden. Jurzyk hatte daraufhin verlangt, daß ſein Kind einer Sprach⸗ 
prüfung vor der Gemiſchten Kommiſſion unterzogen wird. Auch dieſer Antrag war 
abgelehnt worden. Da es ihm auf dieſe Weiſe unmöglich gemacht worden war, ſein 
Kind in die deutſche Schule zu ſchicken, ließ er es, geſtützt auf den entſprechenden Artikel 
des Genfer Abkommens, vier Monate lang überhaupt keine Schule 
beſuchen. Er wurde zunächſt im Verwaltungswege zu 20 Zloty Geldſtrafe verurteilt, 
wogegen er Berufung einlegte, ſo daß die Angelegenheit ſchließlich vor die Rybniker 
Strafkammer kam. Trotzdem Jurzyk nicht nur moraliſch, ſondern auch juriſtiſch 
im Recht war, wurde er von dieſem polniſchen Gericht zu 134 Zloty Geldſtrafe 
oder erſatzweiſe zu 64 Tagen Haft verurteilt. 

$ 


Von Seiten des örtlichen Deutſchtums wird bereits feit längerer Zeit der Bau 
einer deutſchen Privatſchule in Waldau im Kreiſe Schwetz 
geplant. Dieſe Abſicht hat den polniſchen Weſtverband in Erregung verſetzt. 
Mitte April hat er eine Verſammlung nach Pruſt zuſammengerufen, die in einer 
Entſchließung ihren Niederſchlag fand. Darin hat der Weſtverband den Bau einer 
deutſchen Privatſchule in Waldau als „überflüſſig“ bezeichnet, da die deutſchen Kinder, 
die für eine ſolche Schule in Frage kämen, ja ohnehin die deutſchen Abteilungen an den 
öffentlichen polniſchen Schulen beſuchen. Weiter hat es in der Entſchließung geheißen, 
daß die Eröffnung der geplanten Schule „die elementarften nationalen Intereſſen der 
polniſchen Debi retung bedrohe und die Exiſtenz der polnifchen Schulen der Umgebung 
untergrabe,“ Dieſe Befürchtung ift ſehr intereſſant. Sie beſagt nämlich nichts anderes, 
als daß Waldau und Umgebung ein ſo ſtark von deutſchen Volksangehörigen bewohntes 
Gebiet iſt, daß polniſche Schulen dort, wenn es nur nach dem Willen der Eltern und nicht 
nach dem Druck der polniſchen Behörden ginge, überhaupt nicht exiſtenzfähig wären und 
von Rechts wegen durch deutſche Schulen erſetzt werden müßten. Die Veranſtalter der 
Pruſter Verſammlung haben ſich in dieſer kläglichen Situation keinen anderen Rat 
gewußt als den, die Vertreibung der gefährlichen Deutſchen zu fordern. 


Oſtland⸗Chronik 


Polniſche Zahlen 

In Polen gibt es in den polniſchen 
Schulen rund 100 000 Schüler, die deu f- 
ſchen Sprachunterricht erhalten, 
rund 80 000, die franzöſiſchen Sprach⸗ 
unterricht nehmen, und nur knapp 30 000, 
die engliſchen Sprachunterricht haben. — 
In Polen werden zur Zeit rund 677 000 
Nundfunkhörer gezählt. Damit ſteht 


Polen in Europa an achter Stelle. An der 
Spitze der europäiſchen Staaten ſteht 
Deuffchland mit über 8 Millionen Rund: 
funkhörern. Es folgen England, Frank⸗ 
reich, Holland, Schweden, die Tſchecho⸗ 
Slowakei und Belgien. — Die Geſamt⸗ 
auflagenzahl der Tagespreſſe 
in Polen wird auf etwa u 2 Millionen 
Stück geſchätzt. Nimmt man 21 Millionen 
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Einwohner an, die über 17 Jahre alt find 
und damit als Zeitungsleſer in Frage 
kommen, ſo bedeutet das, daß nur jeder 
achte oder neunte Einwohner Polens eine 
Tageszeitung hält. — In ganz Polen gibt 
es 2 080 000 Fahrräder. Davon ent- 
fallen allein auf die Wojewodſchaften 
Poſen, Pommerellen und Schlefien 1040 000 
Fahrräder, alſo genau die Hälfte des 
Geſamtbeſtandes Polens. — Polen hat 
durch Streiks in den Jahren 1933 bis 
1935 nicht weniger als 8 144 072 Arbeits⸗ 
tage verloren. — Im Jahre 1936 ſind in 
Polen der Polizei insgeſamt 560 000 Ver⸗ 
brechen und Vergehen bekannt ge⸗ 
worden: 478 000 Diebſtähle, 27 000 Be⸗ 
trügereien, 19 500 ſchwere Körperverlegun: 
gen, 7 954 Fälle von Hehlerei, 6 002 Fälle 
von Fälſchungen, 5670 Fälle von An: 
ſtiftung zum Verbrechen, 5 616 Fälle von 
Widerſtand gegen die Staatsgewalt, 2 719 
Brandſtiftungen, 1952 Raubüberfälle, 
1830 Morde, 1 738 Mordverſuche und 
888 Kindermorde. 


Die jüdiſche Preſſe in Polen 

In dem polniſchen Preſſekatalog „Para“ 
ſind u. a. auch die in Polen erſcheinenden 
jüdiſchen Blätter verzeichnet. Für 
das Jahr 1936 werden dort 102 jüdiſche 
Organe, darunter 30 Tageszeitungen, 
aufgeführt. Als jüdiſch werden hier nur 
die im Jargon oder in hebräiſcher 
Sprache gehaltenen Blätter bezeichnet, 
ferner diejenigen Organe in polniſcher 
Sprache, die offiziell jüdiſchen Angelegen⸗ 
heiten dienen, nicht alſo auch die zahlreichen 
polniſchſprachigen Blätter, die zwar von 
Juden geleitet oder mehr oder minder ſtark 
von Juden beeinflußt werden, aber für die 
polniſche Oeffentlichkeit beſtimmt ſind. Von 
den genannten 102 Organen ſind 9 in pol⸗ 
niſcher, einige in hebräiſcher Sprache, alle 
anderen aber im Jargon gedruckt. Das 
Zentrum des jüdiſchen Preſſeweſens in 
Polen iſt die Hauptſtadt Warſchau, 
wo allein 28 jüdiſche Blätter erſcheinen. Die 
übrigen Blätter verteilen ſich auf die ein⸗ 
zelnen Wojewodſchaften wie folgt: Bialy⸗ 
ſtok 9, Lodz und Wilna je 8, Wolhynien 
und Kielce je 7, Lublin, Lemberg und Pole⸗ 
ſien je 6, Nowogrodek und Stanislau je 4, 
Warſchau (ohne Stadt), Krakau und 
Schleſien je 3. Keine jüdiſchen Blätter er⸗ 
ſcheinen nach dem genannten Katalog in 
den Wojewodſchaften Tarnopol, Pofen 
und Pommerellen. Die meiſten jüdi⸗ 
ſchen Blätter find allgemeinen, politifchen, 
ſozialen und kulturellen Fragen gewidmet; 
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einige auch beſtimmten Sonderfragen, wie 
Sport, Handel uſw. Auffällig iſt, daß die 
Juden in Polen keine einzige Zeitung oder 
Zeitſchrift beſitzen, die religiöſen Fragen 
gewidmet iſt. 

„Bücherrat für Polen“ 

In Warſchau wurde ein „Bücher rat 
für Polen“ ins Leben gerufen. Den 
Vorſitz führt der ehemalige Außenminiſter 
Auguſt Zaleſki. Der Bücherrat will 
alle am Buch intereſſierten Kreiſe umfaſſen, 
Verleger, Drucker, Papier fabrikanten, Buch- 
händler, Schriftſteller uſw. Seine Aufgabe 
ſoll ſein, für das Buch Propaganda zu 
machen. Das ſcheint in Polen ſehr nötig 
zu ſein. Denn der polniſche Büchermarkt 
befindet ſich in einem traurigen Zuſtand, 
nicht nur, weil die Menſchen kein Geld 
haben, ſich Bücher zu kaufen, ſondern auch, 
weil ſie kein Intereſſe haben, Bücher zu 
leſen. Der Buchhandel iſt in Polen ein 
ſchlechtes Geſchäft; die Rentabilität 
im polniſchen Sortimentsbuchhandel wird 
mit 2% v. H. berechnet. Die Lage nicht bloß 
der kleinen, ſondern auch der großen Buch⸗ 
handlungen iſt ſo ſchlecht, daß viele dazu 
übergegangen find, ihrem Geſchäft Ab- 
teilungen anzugliedern, in denen ſie alle 
möglichen anderen Dinge, die ſich mehr 
lohnen, verkaufen. Das polniſche Dorf 
kommt als Bücherkäufer kaum in Betracht. 
Ein Drittel der Bevölkerung Polens beſteht 
aus Analphabeten. Ein febr reidh- 
liches Drittel iſt nichtpolniſchen 
Volkstums. Eine Intelligenz, die zur 
Lektüre eines durchſchnittlichen Unterhal⸗ 
tungsromanes ausreicht, iſt das Privileg 
einer im Vergleich zu europäiſchen Ländern 
kleinen Bevölkerungsſchicht. Die Volks⸗ 
büchereien in Polen enthalten etwa 
6 Millionen Bände; ſie werden von etwa 
4 v. H. der Bevölkerung in Anſpruch ge⸗ 
nommen. Das iſt ein ſehr geringer Vom⸗ 
hundertſatz angeſichts der Tatſache, daß 
ſelbſt in Wohnungen gebildeter polniſcher 
Familien nur ſelten ein Bücher- 
ſchrank zu finden iſt. In den ge⸗ 
bildeten Kreiſen, die als Bücherkäufer in der 
Hauptſache in Frage kommen, ſteht das 
polniſche Buch überdies noch der ſcharfen 
Konkurrenz der fremdſprachigen Literatur 
gegenüber, gegen die es auf manchen Ge⸗ 
bieten nicht recht aufzukommen vermag. 
Die ſchlechte Geſchäftslage des Buchhandels 
in Polen läßt ſich in ihrer Bedeutung erſt 
richtig überſehen, wenn man erwähnt, daß 
es im Jahre 1935 in ganz Polen nur 950 
Buchhandlungen gab, in Deutſch⸗ 
land dagegen 15 000, daß alfo je eine Budh- 
handlung in Polen auf 30 750, in Deutſch⸗ 


land dagegen auf 4200 Einmohner ent: 
fiel, daß weiter eine Auflage von 5 009 
Stück für ein Buch in Polen bereits eine 
Art Rekordleiſtung bedeutet, während z. B. 
in dem kleinen Holland die Durchſchnitts⸗ 
auflage der dort erſcheinenden Bücher etwa 
10 000 beträgt. Was der neue „Bücher: 
rat gegenüber dieſer Miſere anfangen will, 
iſt nicht ohne weiteres klar. Mit der Her⸗ 
ausgabe eines „Führers durch die 
Bücherwelt“ ift es nicht getan. Man 
wird das Uebel an der Wurzel packen und 
erſtens beſſere Bücher ſchreiben und zweitens 
den Menſchen das Leſen und Schreiben bei⸗ 
bringen müſſen. Das aber ſind Dinge, die 
Zeit in Anſpruch nehmen, — und auch 
dann noch nicht immer gelingen. 


Einreiſegenehmigung verweigert 


Die deutſche Chor vereinigung 
Königshüfkkte hatte die Abſicht, gemein⸗ 
fam mit dem Meiſterſchen Geſangverein 
(Berlin) in Kattowitz das große Chorwerk 
von Boſſi „Das verlorene Paradies“ zur 
Aufführung zu bringen. Die Veranſtaltung 
mußte jedoch in letzter Stunde abgeſagt 
werden, da die polniſchen Behörden den 
für dieſes Konzert verpflid: 
teten reichsdeutſchen Soliſten 
die Einreiſegenehmigung vere 
weigerten. 


Filmabkommen mit der Tſchecho⸗Slowakei 


Zwiſchen Deutſchland und der Tſchecho⸗ 
Slowakei ift ein Filmabkommen zuſtande⸗ 
Zahl der deutschen Abkommen wird die 

D er deutſchſprachigen Filme tfche- 
chiſcher Produktion, die zur Ear ine 
Reich zugelaffen find, auf fünf feſtgeſetzt 
und ferner beſtimmt, daß für jeden folchen 
Film, der im Reich zur Aufführung zuge⸗ 
laſſen wird, 15 reichsdeutſche Filme in der 
Tſchecho⸗Slowakei erſcheinen dürfen. Im 
vergangenen Jahre ſind in der 
Tſchecho⸗Slowakei 1 125 Filme in einer 
Geſamtlänge von 1053 660 Metern zur 
Aufführung zugelaſſen worden. Davon ſind 
nur 273 Filme in der Tſchecho⸗Slowakei 
ſelbſt hergeſtellt worden. Unter den an der 
tſchechiſchen Filmeinfuhr beteiligten Ländern 
haben die Vereinigten Staaten mit 425 
Filmen (440 700 Meter) an erſter Stelle 
und das Deutſche Reich mit 285 Filmen 
(274 480 Meter) an zweiter Stelle ge- 
ſtanden. Es folgen Oeſterreich mit 44, die 
Sowjetunion mit 34, Frankreich mit 27, 
England mit 12, Italien mit 7, Japan mit 
3, paläſtina, Portugal und die Schweiz 
mit je 2 Filmen uſw. 


Heiminduſtrie in Tilſit 
In Tilſit iſt eine Werkſtube zur 
Anlernung von Heimarbeitern 
eingerichtet worden. Erlernt werden ſoll die 
Herſtellung von Kinderſpiel⸗ 
eug. Zwar werden in der Umgebung 
Tifis, vor allem im Moosbruch, von der 
Landbevölkerung ſchon feit altersher ein- 
fache Spielſachen, Pferdchen, Puppenwagen 
und dergleichen, gebaſtelt, die dann an den 
Markttagen in Tilſit zum Teil auch zum 
Verkauf geſtellt werden. Was dieſen 
Sachen aber fehlt, ift die formale Bolk 
endung; ſie ſind zu primitiv, um einen 
breiteren Abſatz finden zu können. Auf 
dieſen vorhandenen Anfängen ſoll nun fort⸗ 
gebaut werden. Die Initiative hat bei der 
Stadt Tilſit gelegen. Sie hat einen gez 
eigneten Raum, das notwendige Material 
und Handwerkszeug zur Verfügung geſtellt. 
Zur Anlernung in der Werkſtube können 
fi) zunächſt Wohlfahrtsempfän⸗ 
ger melden; ſie können ſich hier einen be⸗ 
ſtimmten Prozentſatz zu ihren Unterſtützun⸗ 
gen hinzuverdienen. Es beſteht die Abſicht, 
den Wohlfahrtsempfängern durch die Heim⸗ 
arbeit in abſehbarer Zeit zu einer von 
der öffentlichen Fürſorge uns 
abhängigen Exiſtenz zu verhelfen. 
Von den Arbeitern, die das Wohlfahrtsamt 
für die Werkſtube ausgeſucht hat, iſt etwa 
die Hälfte bei der Stange geblieben. Der 
Ausbildung der Arbeiter hat ſich beſonders 
der Holzbildhauer Sinz angenommen; er 
hat eine ganze Reihe netter, humorvoller 
Modelle unentgeltlich zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt und, gleichfalls unentgeltlich, die An⸗ 
lernung der Arbeiter auf ſich genommen. 
Später, wenn ſie ſich eine genügende Ge⸗ 
ſchicklichkeit angeeignet haben, ſollen die 
neuen Heimarbeiter zu Hauſe und unter 
tätiger Mitwirkung ihrer Familienange⸗ 
hörigen ſelbſtändig weiterarbeiten. Die 
Fertigwaren foll dann einer Sammel: 
fte [le zugeführt werden, die den Verkauf, 
die prozentuale Verteilung der einlaufenden 
Beträge, die Neubeſchaffung von Material 
uſw. beſorgt. Dieſe organiſatoriſche Arbeit 
ſoll jedoch den Preis nicht belaſten; die 
Stadt Tilſit wird wahrſcheinlich einen ihrer 
Beamten oder Angeſtellten mit dieſer Auf⸗ 
gabe ehrenamtlich betreuen. 


Die Memoiren des Biſchofs 


Wenn ein Biſchof ſeine Lebenserinne⸗ 
rungen ſchreibt, ſo iſt man zunächſt dazu 
geneigt, anzunehmen, daß das eine mehr 
oder weniger erbauliche Angelegenheit wird. 
Daß das nicht immer der Fall iſt, hat der 
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Biſchof J. Staugaitis in feinen 
„Erinnerungen aus der Zeit der preußiſchen 
Verwaltung“ bewieſen. Dieſer hochgeſtellte 
litauiſche Geiſtliche ergeht ſich darin in den 
übelſten Hetzereien gegendie deut⸗ 
fhe Okkupations verwaltung 
Nordoſt: Von den Deutſchen feien den 
litauiſchen Städten „unerträgliche Kontri⸗ 
butionen“ auferlegt worden. Die Litauer 
hätten dieſen „modernen Räubern“ ver⸗ 
gebens klarzumachen verſucht, daß ſie das 
ruſſiſche Joch nur unter dem Zwang der 
Verhältniſſe trügen. Die deutſche Ver⸗ 
waltung ſei ein elaſtiſcher und ſtarker, zu⸗ 
gleich aber auch „ein graufamer und harter 

pparat“ geweſen. Menſchentränen hätten 
die deutſchen Beamten nicht zu Mitleid, 
ſondern höchſtens zu Hohn veranlaſſen 
können. Das geringſte und häufig durch 
Mißverſtändniſſe verurſachte Vergehen ſei 
von ihnen aufs ſchärfſte beſtraft worden. 


Die Schuldigen habe man „ins Gefängnis 
geſteckt, mit Ruten geſchlagen, mit Pferden 
geſchleift und häufig erſchoſſen“. Derartige 
Grauſamkeiten, wie ſie die deutſche Ver⸗ 
waltung vollbracht habe, habe das Land 
noch niemals erlebt. Doch hätten die 
Litauer bald die ſchwache Stelle der deut⸗ 
ſchen Beamten entdeckt und deren Beſtech⸗ 
lichkeit auszunutzen verſtanden. Gegen ein 
Pfund Butter oder Speck habe „das 
Preußlein Blindheit und Unkenntnis ge⸗ 
ſpielt“. Ohne dieſe deutſche Beſtechlichkeit 
wären die Litauer während der deutſchen 
Beſatzungszeit Hungers geſtorben“. — Dieſe 
„Erinnerungen“ ſind nicht vor 10 Jahren, 
ſondern am 24. Februar 1937 erſchienen. 
Es iſt angebracht, zu fragen, was von deut⸗ 
ſcher Seite gegen die eine derartige Ver⸗ 
ächtlichmachung der deutſchen Armee, die in 
Litauen an der Tagesordnung iſt, unter⸗ 
nommen wird. 


Bücher über den Oſten 


Geſchichte der Freikorps 1918—1924. Von 
Edgar v. Schmidt⸗ Pauli. Verlag 
Robert Lutz Nachfolger Otto Schramm, Stutt⸗ 
gart 1936. 371 Seiten. Preis Leinen 8,50 RM. 
Der Verfaſſer hat für ſeine Arbeit amtliche 
Quellen, Zeitberichte, Tagebücher und perſön⸗ 
liche Mitteilungen ehemaliger Freikorpsführer 
benutzt. Er hat den erſten Verſuch unter⸗ 
nommen, eine zuſammenfaſſende Darſtellung des 
Nachkrieges (nicht der Nachkriegszeit) zu geben, 
alſo jener Aktionen deutſcher Soldaten, die, als 
der Rahmen der alten Armee zerbrochen war, 
im Baltikum und in Berlin, in Oberfchlefien 
und im Ruhrgebiet, in Mitteldeutſchland und in 
München und wo überall es ſonſt notwendig war, 
die Grenzen und den Beſtand des Reiches gegen 
die Habgier der Nachbarn und die Gefahr der 
bolſchewiſtiſchen Aufſtände ſchützten. Es iſt, wie 
geſagt, der erſte Verſuch einer Geſamtdarſtel⸗ 
lung dieſes weitſchichtigen Themas. Es iſt 
mehr eine hiſtoriſche Reportage, die ſich leicht 
und flüſſig lieſt, als eine Arbeit, die den poli⸗ 
tiſch⸗militäriſchen Charakter der Freikorps und 
ihre weltanſchaulich⸗ſoldatiſche Wirkung ergrün⸗ 
det. Man wird in den Einzeldarſtellungen, bei 
denen Schmidt⸗Pauli viel mit Zitaten aus den 
Schriften ehemaliger Freikorpsführer arbeitet, 
viele Ungenauigkeiten feſtſtellen können. Man 
wird in manchen Fällen ſagen können, daß 
Wichtiges überſehen, weniger Wichtiges aber 
dargeſtellt worden iſt. Man muß z. B. darauf 
aufmerkſam machen, daß im Kampf um Poſen, 
dem der Verfaſſer ganze 2% Seiten (!) wid⸗ 
met und von dem er keine Ahnung zu haben 
ſcheint, über 1000 Deutſche gefallen find, mehr 
als in Oberſchleſien oder im Baltikum, mehr 
als bei München und im Ruhrgebiet. Man 
kann vielleicht auch ſagen, daß es dem groß⸗ 
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deutſchen Denken entſprochen hätte, wenn ähn⸗ 
liche Kämpfe, die ſich ſeinerzeit in Oeſterreich 
abſpielten, mit berückſichtigt worden wären. 
Man kann weiter einwenden, daß manche Fra⸗ 
gen, deren Beantwortung die Bedeutung und 
den Charakter der Freikorps ſchärfer hervor⸗ 


treten ließe, gar nicht behandelt oder nur flüch⸗ 


tig geſtreift worden ſind; wie etwa die Frage 
ihrer politiſchen Haltung, ihres Verhältniſſes 
zur Arbeiterſchaft und zum Bürgertum, ihrer 
Werbung und Propaganda u. a. m. Die Ge- 
ſchichte der Freikorps, die man ſich wünſcht, 
ift das Buch von Schmidt⸗ Pauli jedenfalls nicht. 
Die Brücke vom Frontheer zu den Freikorps 
und von den Freikorps zur Gegenwart iſt hier 
zwar angedeutet, aber noch nicht geſchlagen. 
Immerhin iſt das Buch als eine lebhaft und 
ſpannend geſchriebene Skizzierung der Nach⸗ 
kriegskämpfe, als eine Arbeit, die (in allerdings 
recht oberflächlicher Form) den Freikorps ihren 
Platz in der Geſchichte des deutſchen Volkes zu 
ſichern beſtrebt iſt, zu verzeichnen. Dr. K. 

Wolfgang Kapp und das Märzunter⸗ 
nehmen vom Jahre 1920. Von Ludwig 
Schemann. F. Lehmann Verlag, 
München 1937. 236 Seiten. Preis geheftet 
4,80 RM., Leinen 6,.— RM. — Der Ber- 
faſſer gehört zum engeren Freundeskreiſe der 
Familie Kapp. Er nennt ſein Buch „ein Wort 
der Sühne“. Es iſt ſeine Abſicht geweſen, dem 
Namen des Generallandſchaftsdirektors, der 
dem impropifierten Putſch vom März 1920 
ſeinen Namen gegeben hat, eine beſſere Reſo⸗ 
nanz in der deutſchen Oeffentlichkeit zu ver⸗ 
ſchaffen. Der Verſuch iſt mißlungen. Die 
Hälfte des Buches befhäftigt fih mit den Bor- 
fahren Kapps und deſſen Lebenslauf, der, in den 
Vereinigten Staaten beginnend, ſich in der 


Hauptſache im Finanzminiſterium, im Gubener 
Landratsamt, im Landwirt ſchaftsminiſterium 
und in der Direktion der Oſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft abgeſpielt hat. Der Verfaſſer begeht, in 
dem Beſtreben, ſeinen Helden im beſten Lichte 
erſcheinen zu laffen, einen pſychologiſchen Fehler: 
er belegt Kapp faſt von der erſten Seite an, 
ehe er überhaupt etwas Sachliches über ihn 
mitgeteilt hat, mit den tönendſten Superlativen, 
er nimmt das Urteil, das er beim Leſer erwecken 
will, als gegeben vorweg. Das iſt ein Ver⸗ 
fahren, das ſeiner Darſtellung etwas vom Stil 
einer konventionellen Grabrede gibt. Für die 
rage, die weitere Kreiſe intereſſieren könnte, 
nämlich für die Frage, was Kapp politiſch be⸗ 
deutet hat, iſt die erſte Hälfte des Buches, in 
der dieſer als ein tüchtiger, energiſcher und 
gedankenreicher Verwaltungsbeamter dargeſtellt 
wird, ohne Belang. Und im zweiten Teil, der 
ſich mit dem Märzunternehmen beſchäftigt, iſt 
von dem, was Kapp dabei für eine Rolle ge⸗ 
ſpielt hat, eigentlich herzlich wenig die Rede. 
Nach einer zuſammenhängenden und brauchbaren 
Schilderung der Vorgeſchichte des Putſches und 
deſſen, was ſich in den fünf Märztagen wirklich 
abgeſpielt hat, ſucht man in dem Buche ver⸗ 
gebens. Der reichliche Gebrauch von allgemeinen 
Redensarten kann den fehlenden Tatſachen⸗ 
bericht nicht erſetzen. Die Darſtellung iſt in 
dieſer Hinſicht ſo dürftig, daß man ſchließlich 
verſucht iſt, zu fragen, warum dieſes ganze 
Unternehmen überhaupt nach Kapp benannt 
worden iſt. Es iſt ſchwer einzuſehen, wieſo mit 
dieſem Buch dem Andenken des Politikers Kapp 
ein Dienſt erwieſen worden ſein ſoll. Vor allem 
fehlt eines in dieſem Buche: der Verſuch einer 
geſchichtlichen Eingliederung des Kapp-Unter- 
nehmens. Kapp hat weder, wie ihm von ſeinen 
damaligen Feinden vorgeworfen wurde, „eine 
deutſche Aufwärtsentwicklung gehemmt“, noch 
„ein Verbrechen am Volke“ begangen; er hat 
weder „den deutſchen Abſtieg beſchleunigt“, noch 
iſt er ein „Eindringling in die deutſche Ge⸗ 
ſchichte“ geweſen. Er hat mit feinem Unter- 
nehmen einfach eine geſchichtliche Epoche zum 
Abſchluß gebracht. Sein Unternehmen hat den 
Nachweis erbracht, daß das Zweite Reich, zu 
dem er ſeiner ganzen Weſensart nach gehörte, 
unwiderbringlich dahin iſt. Und wenn man ihn 
und ſein Unternehmen mit der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Revolution in Verbindung bringen will, 
dann kann das nur in der Weiſe geſchehen, daß 
man den Putſch als das geſchichtliche Signal 
dafür begreift, daß einer, der Deutſchland wieder 
hochbringen wollte, von Grund auf und radikal 
neu anfangen mußte. Hierzu aber haben Kapp 
zweifellos die Voraus ſetzungen gefehlt. Er iſt 
ein ehrlicher Patriot geweſen, aber kein Natio⸗ 
naliſt; er iſt ein überaus befähigter Verwal⸗ 
tungsbeamter geweſen, aber weder ein Führer 
noch ein Revolutionär. Kapp ſteht nicht am 
Anfang einer neuen, ſondern am Ende einer 
alten Zeit. Er hat zu deren beſſeren Reprä⸗ 
ſentanten gehört. Die Linie, die von der Front 
über die Freikorps zum Nationalſozialismus 
führt, läuft an Kapp vorbei, obwohl die Frei⸗ 
korps bereit geweſen find, fih dem Kapp-Unter- 


nehmen für die Niederwerfung der November- 
revolte zur Verfügung zu ſtellen. Dr. K. 

Für des Reiches Oſtmark ſtarben 1918 
bis 1920. Zuſammengeſtellt von Friedrich 
Karl Kriebel. 59 Seiten. Preis 3,30 RM. 
— Dieſes Ehrenbuch der deutſchen Oſtmark 
ſollte all denen zu denken geben, die ſchon ver⸗ 
geſſen haben, daß deutſche Menſchen inmitten 
des Zuſammenbruchs von 1918/20 fih bis zum 
Aeußerſten für das verkannte und verratene 
Poſener Land eingeſetzt haben. lleber 1000 
Deutſche ſind im Nachkriege um dieſes Land, 
ihre Heimat, in der Abwehr des polniſchen 
Aufſtandes gefallen. In dem Ehrenbuche, das 
ſchlicht und würdig ausgeftattet iſt, find ihre 
Namen, ihre Todesorte und Daten verzeichnet. 
Auf jeden Text, der den Ernſt dieſer Namens⸗ 
reihen nur ins Pathetiſche oder ins Sentimen⸗ 
tale hätte verfälſchen können, iſt verzichtet 
worden. Nur die Bilder einiger Sammel⸗ 
gräber von Grenzſchutzgefallenen, Abbildungen 
der Ehrenzeichen des Grenzſchutzes und einer der 
knappen, preußiſchen Sprüche von Walter Flex 
find beigefügt worden. Es ift eine mühſame 
Arbeit geweſen, alle hier verzeichneten Namen 
und Daten zuſanmenzutragen. Nun aber, da 
dieſe Arbeit getan iſt, ſoll ſie für Poſen und 
ſein Deutſchtum zeugen. Sie ſoll dazu bei⸗ 
tragen, daß neben denen, die im Baltikum die 
Ehre des deutſchen Namens verteidigten, und 
denen, die den Annaberg ſtürmten, die nicht 
vergeſſen werden, die für Poſen ſtarben. „Ver⸗ 
geßt nie, daß das heiligſte Recht auf dieſer 
Welt das Recht auf Erde iſt, die man ſelbſt 
bebauen will, und das heiligſte Opfer das Blut, 
das man für dieſe Erde vergießt“. Auch für 
die, um derentwillen mehr als 1000 Deutſche 
im Kampf um Poſen fielen, ſoll dieſes Führer⸗ 
wort gelten. Dr. K. 

Die Werſchetzer Tat. Ein Roman von 
Bauern und Reitern. Von Karl von 
Möller. Georg Weſtermann Verlag, Braun⸗ 
ſchweig 1936. 287 Seiten. Preis Leinen 
4,80 RM. — Der Roman ſpielt in der Zeit 
der letzten Habsburgerkriege gegen die Türken 
am Ausgang des 18. Jahrhunderts. Sein Ber- 
faſſer, der zur Zeit das Kulturamt der Sieben⸗ 
bürger Deutſchen in Hermannſtadt leitet, war 
während des Krieges Generalſtabsoffizier der 
Banater Diviſion und vertrat von 1919 bis 
4927 die Banater Deutſchen im rumäniſchen 
Parlament. Das Buch behandelt die Tat eines 
deutſchen Bauern aus dem Banat, der zu⸗ 
ſammen mit einer Handvoll Gleichgeſinnter das 
vom Türkeneinfall bedrohte Werſchetz befeſtigt, 
verteidigt und ſo vor der Brandſchatzung und 
Zerſtörung durch die Ungläubigen rettet. Plaſtiſch 
und lebenswahr ſind die Geſtalten der ſchwäbi⸗ 
ſchen Bauern, der kaiſerlichen Reiter, der wala⸗ 
chiſchen Räuberhirten gezeichnet. Bunt und be⸗ 
wegt iſt die Sprache des Buches, das die Worte 
der Perſonen in ihren dialektiſchen Färbungen 
gibt, das leichte Wieneriſch, das breite und 
ſelbſtſichere Schwäbiſch, das gutgemeinte, ge⸗ 
brochene Deutſch der Walachen und Magyaren. 
Klar und kräftig wird das von harter Arbeit 
und Kriegsnot erfüllte, zwiſchen reicher Ernte 
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und zerftörender Türkennot ſchwankende Leben 
der ſchwäbiſchen Bauern geſchildert, die Habs⸗ 
burg als ſchützenden Wall gegen die Türken und 
als erziehendes Vorbild für die anderen Völker⸗ 
ſchaften im Banat und an der Militärgrenze 
angeſetzt hat. Der Roman Karl von Möllers 
reiht ſich würdig in die Reihe der Bücher volks⸗ 
deutſcher Schriftſteller ein, die Leiſtung und 
Geſtalt des ſüdöſtlichen Deutſchtums e 

TI. K. 


Heimat am Don. Roman von Theodor 
Kröger. Propyläen-Verlag, Berlin 1937. 
328 Seiten. Preis Leinen 4, — RM., broſchiert 
3,— RM. — Mit feinem Roman „Das ver- 
geſſene Dorf“ war Theodor Kröger in die erſte 
Reihe der Schriftſteller gerückt, die in ihren 
Büchern das deutſche Kriegsſchickſal im Oſten 
behandeln. Es war ſchwer, dieſem erſten Buche 
ein zweites von gleicher dramatiſcher Wucht und 
Erlebnistiefe nachfolgen zu laſſen. War es im 
„vergeſſenen Dorf“ das Kriegsſchickſal eines 
deutſchen Induſtriellen aus Petersburg, das 
Kröger behandelte, ſo iſt es in ſeinem neuen 
Romane das Kriegs- und Revolutionsſchickſal 
eines deutſchen Grofgrundbefisers aus der 
Ukraine. War damals das Leben des nach 
Sibirien verbannten Deutſchen mit einer im 
Geſamtgeſchehen in den Hintergrund tretenden 
jungen Tatarin verbunden, ſo iſt hier die Geſtalt 
einer deutſchen Kriegskrankenſchweſter in den 
Vordergrund der Handlung dicht neben den am 
Don beheimateten Deutſchen gerückt. Die „Hei⸗ 
mat am Don“ iſt mit derſelben ſtraffen Dynamik 
und Spannung erfüllt wie „Das vergeſſene 
Dorf“, wenn auch die weibliche Hauptgeſtalt 
des neuen Romans, die deutſche Schweſter, 
irgendwie fremd und unvermittelt wirkt in dieſer 
von außergewöhnlichen Schickſalen erſchütterten 
Atmoſphäre der von Krieg und Revolution auf- 
gewühlten Ukraine, in dieſem Chaos der Zer- 
ſtörung und des Haſſes und in dieſem ver: 
zweifelten, grauſamen Kampfe, in dem die 
„Weißen“, zuerſt Seite an Seite mit dem 
deutſchen Oſtheer, dann auf ſich allein geſtellt, 
ihre Heimat vom Bolſchewismus zu befreien 
verſuchten. L. K. 

Volk und Reich. Heft 1/1937. — Das 
Heft enthält eine Reihe wertvoller Beiträge, die 
den Often betreffen. Waldemar Ernft ver⸗ 


gleicht die organiſche Raumverbundenheit der 
deutſchen mit der vertraglichen Konſtruiertheit 
der franzöſiſchen Südoſtpolitik. Juſtus Has: 
hagen findet durch einen Vergleich mit der 
ſpaniſchen Rekonquiſta neue und lehrreiche Be- 
trachtungspunkte für die Beurteilung der oſt⸗ 
deutſchen Koloniſation. Johann Gottfried 
Theis hebt die charakteriſtiſchen Entſtehungs⸗ 
merkmale des nachmittelalterlichen Deutſchtums 
in Oſtmitteleuropa hervor. erer Giere 
beſchreibt die tiefgreifenden Bevölkerungsver⸗ 
ſchiebungen, die ſich im oſtbaltiſchen Raum, vor 
allem im lettländiſchen Staatsgebiete, vollziehen 
und die als Vorläufer machtpolitiſcher Verſchie⸗ 
bungen an der Oſtſee auch von deutſcher Seite 
die ſtärkſte Beachtung verdienen. Werner 
Markwart bringt intereſſante Betrach⸗ 
tungen und begriffliche Klärungen zum Thema 
„Völker ohne Staaten“. Von den anderen Bei⸗ 
trägen ſeien die über das Verhältnis des Bol⸗ 
ſchewismus zu den Randſtaaten, über die 
Entwicklung der Arbeitsloſigkeit in der T f h e- 


cho⸗Slowakei und den Volkstod ín 
Oeſterreich erwähnt. Der Bildteil des 
Heftes bringt gut ausgewählte Volks⸗ und 


Raſſetypen aus den baltiſchen Staaten ſowie 
Landſchafts-, Städte- und Induſtriebilder aus 
Schleſten und Illuſtrationen zur deutſchen Wirt- 
ſchaftsentwicklung im Jahre 1936. 

Volk und Reich, Heft 2/1937. — Das 
Hauptgewicht dieſes Heftes liegt auf dem um: 
fangreichen Bildmaterial, in dem in geſchickter 
Weiſe die Friedenspolitik des Führers dargeſtellt 
wird (eine Kartenſkizze, die die Bedeutung des 
deutſch⸗polniſchen Gewaltverzichtspaktes veran⸗ 
ſchaulichen ſoll, kann man wohl als ein wenig 
übertrieben bezeichnen). Ein einleitender Artikel 
von Wilfrid Bade gibt einen Rückblick auf 
die erſten vier Jahre nationalſozialiſtiſcher 
Arbeit am inneren und äußeren Frieden. Fritz 
To dt ſchreibt, durch anſchauliche Kartenſkizzen 
unterſtützt, über Vergangenheit und Gegenwart 
des großen Straßennetzes Europas. Rudolf 
Fiſcher ſtellt der eine europäiſche Geſchloſſen⸗ 
heit anſtrebenden deutſchen Außenpolitik die 
Europa zerreißende „Univerſalität“ Genfs gegen: 
über. Es folgen ein Bildbericht über Lux em⸗ 
burg und u. a. eine geopolitiſche Studie über 
die Öftpprenäen. 
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mn OSTPREUSSEN ——— 
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